 Herzlich willkommen zur Lage der Nation und Ausgabe Nummer 254 vom 31. August 2021.
 Ganz herzlich willkommen zu unserem Podcast, in dem wir immer in der Woche die Lage hier
 zu Landau und in der Welt zusammenkehren und analysieren so die Ereignisse uns
 da interessieren und wir sie für alle Wandhalten, meine Name ist Philipp Banse.
 Und ich bin Ulf Boomer, herzlich willkommen auch von meiner Seite.
 Schön, dass ihr wieder dabei seid oder vielleicht sogar zum ersten Mal, wenn wir die
 politischen Ereignisse in Deutschland und der Welt zusammenkehren.
 Und an dieser Stelle noch einmal der kurze Hinweis, diese Lage gibt es auch werbefreien.
 Das heißt, also wenn ihr keine Werbung hören wollt und vielleicht sogar eine Kurzfassung
 hören wollt, also eine Lage, die wir auf etwa die Hälfte eingedampft haben, dann
 klickt euch ein Abo auf plus.lage der Nation.org.
 Plus.lage der Nation.org damit unterstützt ihr unabhängigen Journalismus, könnt
 die Kurzfassung hören und spart euch die Werbung.
 Werbung.
 Wie hängen Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit zusammen?
 Und welche wichtige Rolle spielt die Entwicklungspolitik?
 Die Antworten jetzt in Entwicklungssache.
 Der Podcast des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
 Hier diskutiert Bundesentwicklungsministerin Svenja Schulze mit Expertenen über die drängenden
 Fragen unserer Zeit.
 DebimZ-Podcast den Entwicklungssache.
 Jetzt abonnieren.
 Und damit kommen wir zum ersten Thema.
 Das ist in dieser Woche das Triel, was es gegeben hat, eine neue Form in deutschen Fernsehen.
 Ja und vor allem ein neues Wort, Philipp.
 Ja.
 Ich muss gestehen.
 Ich hab das vor zwei drei Wochen erst gelernt, überhaupt dieses Wort Triel, als wir nämlich
 die Annalena Bearbock interviewten im grünen Wahlkampf Bus.
 Und hintergrund dieser Veranstaltung war ein interessantes Meinungsumfragen.
 Das war der Hintergrund, vor dem sich diese Debatte bei RTL abspielte.
 Das waren Meinungsumfragen einmal von Vorser.
 Das war die SPD bei 23% die Union bei 22%.
 Im Mittlerweile ein stabiler Trend, aber auch vom 30. August SPD bei 25 CDU bei 20.
 Das muss sich über den 5% punkte SPD vor der Union.
 Und deswegen war es schon in der Umfrage davor einige Tage vorher.
 Die SPD bei 24% gesehen wurde die Union bei 21.
 Und auch schon am 21. August waren beide immerhin gleich auf.
 Das heißt bei Insa muss man sagen, ist der Aufwärtstrend für die SPD am prononciiertesten.
 Aber vorhassa sieht das eben auch so.
 Und selbst allen Bach, das Meinungsforschungsinstitut, das traditionell gegenüber der Union am
 freundlichsten eingestellt ist, sieht die Union nur noch bei 26.
 Die SPD bei 24.
 Also wie die genaueren Zahlen und Seinen mögen, das wird sich am Wahltag zeigen.
 Aber die Umfragelage ist für die SPD.
 Das kann man glaube ich sagen sehr sehr positiv werden.
 Der Gegenwind der Union sehr deutlich, sehr frisch ins Gesicht wird und dementsprechend rumord
 ist in der Union natürlich auch ganz massiv.
 Natürlich, also den Dreut ein Machtverlust.
 Das konnten sich gar nicht vorstellen, das passt überhaupt nicht zum Selbstbild der Union.
 Auch wenn das hier die Abstände alles noch so in dem Bereich Fehler margin sind.
 Aber das wäre das erste Mal seit 1998, dass die Union nicht in Regierung ist.
 Und deswegen gibt es jetzt sogar ernsthafte Diskussion auf den letzten Meter noch Amin Laschet
 auszutauschen gegen einen anderen Kanzlerkandidaten.
 Wer könnte das nur sein?
 Als Bayern kommt natürlich jetzt, dass da abgewingt wird.
 Also jetzt würde ich an Markus Södersstelle auch nicht mehr kandidaten werden wollen.
 Denn so wenige Tage vor der Wahl noch enorm prozente dazu zu gewinnen, das würde selbst
 für Markus Söderschwer.
 Insofern wird das wohl nach allem, was man sich bisher so abzeichnet, auch nicht kommen.
 Man lässt jetzt quasi Amin Laschet bis zum bitteren Ende quasi weiter kämpfen.
 Aber wie gesagt, was dabei rauskommt, wissen wir nicht, es kann natürlich auch noch
 irgendwelchen Gründ trotz der Trenntwende geben.
 Aber die aktuelle Ausgangslage für das Triel war ganz deutlich.
 Rückenwind für Honor Scholz, während Amin Laschet enorm unter Strom stand.
 Und das sah man auch in einem solchen Triel.
 Aber Philipp, was ist denn da jetzt eigentlich der Sinn an der solchen Veranstaltung?
 Ist das quasi ein Politikseminar?
 Na ja, das weiß ich nicht.
 Aber Menschen, die ein Politikseminar besuchen hätten, sieht das Triel vielleicht schon mal angucken
 sollen.
 Denn das fragt man sich natürlich gerade, wenn man sich das an sieht.
 Was soll das Ganze hier?
 Ich denke mal inhaltlich ist das eher von unterdurchschnittlichem Wert.
 Leute, die sich intensiv mit den Inhalts in dieser Partei und der Kandidatenkandidatin beschäftigen.
 Für die wartet da da wenig Neues.
 Aber für viele Wählerweleren war das wahrscheinlich das erste Mal oder unter Umständen oft
 das erste Mal, dass sie mit den Inhalten der Kandidatenkandidatin in Kontakt gekommen sind.
 Ich denke, der zentrale Sinn ist halt auf emotionaler Ebene zu suchen.
 Wie sympathisch kommen die über?
 Aber vor mal wurde durchaus auch auf Inhalte wertgelegt.
 Die Moderation hatte zu diesen zweck mehrere Themenblöcke vorgegeben.
 Teilweise sollten die Kandidieren dann sogar mit "ja nein" fragen, mal eben schnell
 Position beziehen.
 Das hat nur so häufig geklappt.
 Meistens gab es dann doch etwas ausführlichere Antworten.
 Jedenfalls muss man sagen, diesen Triell konnten die Menschen in Deutschland die drei kandidierenden
 überhin als Menschen kennenlernen.
 Man konnte sehen, wir reagieren sie auf Stress, wie angriffslustig, wie schlagfertig sind sie.
 Wie gesagt, wir haben gesagt, der Inhalt war ja nachrangig schon.
 Ja, es wurde auch über Inhalte gesprochen.
 Was auch gut ist, also das ist auch immer so bei solchen Duellen.
 Da sind die Leute sich dann ja auch wirklich an krang gegangen und wurden persönlich.
 Also das fand ich schon gut, dass da wirklich tatsächlich auch über Inhalte diskutiert wurde.
 Aber auch unterschiedlich.
 Aber auch unterschiedlich.
 Ja, unterschiedlich tief.
 Weiß ich nicht, was so hengeblieben ist, hengeblieben.
 Laschet hat halt versucht, Scholz die roten Socken anzuziehen, in dazu zu zwingen zu
 einer Aussage.
 Nein, wir, ich werde nicht mit den Linken eine Koalition abschließen.
 Das ist nicht passiert.
 Also Scholz sich sich da ein bisschen rausgewunden, um sich diese Option offen zu halten, um
 einen Koalitionsverhandlung, beispielsweise mit der FDP, auch immer noch drohen zu können.
 Ich kann noch mit den Linken.
 Deswegen hat er sich dazu nicht bekannt.
 Das ist so, allerdings hat er schon inhaltliche Rote Linien markiert, die de facto jedenfalls
 heute bei den aktuellen linken Position eine Koalition mit der Linkspartei unmöglich
 machen würden.
 Es sei denn die linke räum bestimmte Position.
 Also Stichwort Einbindung Deutschlands Indy NATO.
 Das ist so das Zentrale, was immer wieder aufgepoppt ist in der Diskussion.
 Insofern, ja, Scholz hat es nicht ausgeschlossen.
 Philipp hat gesagt, warum das auch wahrscheinlich strategisch nicht so schlau gewesen wäre.
 Aber er hat zugleich auch deutlich gemacht, dass er auf die linke jetzt eigentlich überhaupt
 kein Bock hat.
 Interessant fand ich die Performance jetzt aus einer inhaltlichen Perspektive von Annalena
 Berbock, denn sie nannte sehr viele inhaltliche Details.
 War teilweise sogar etwas Detail verliebt würde.
 Ich denk, auf der anderen Seite hat sie auch eine Menge emotionale Botschaften in ihre
 Statements gepackt, zum Beispiel ihre beiden oder drei, was ich kann.
 Ich kann jedenfalls ihre Kinder mehrfach zitiiert und inhaltlich, denke ich, insgesamt am meisten
 Inhalt geliefert auf der anderen Seite.
 Aber gegen das doch hier und da zulasten der Verständlichkeit.
 Also ich fand ihre Statements streckenweise schwer verständlich, hat sich auch manchmal in
 allzu komplexen Satzgebäuden verhaspelt.
 Also, man merkt, dass schon sie hat sich also wirklich mit inhaltlichen Fragen auseinandergesetzt.
 Aber ich glaube, da geht noch ein bisschen mehr, was so die Bühnenperform uns angeht.
 Ja und Laschet finde ich wahr, inhaltlich zumindest am Dünsten.
 Ich finde es blieb sehr viel Wage, wie wir das ja auch schon von ihm gewohnt sind.
 Formulierte er so allgemeine Ziele, wie wir durch Kratie abbauen und so, ja, hört man immer
 und es wahrscheinlich auch fast immer richtig.
 Aber wenn es konkret wurde, dann war das A auf Dün und manchmal eben auch falsch.
 Ja, das fand ich eigentlich, dass er das irritierende daran, also beispielsweise hat er in
 dem Blog, wo es um innere Sicherheit ging, gefordert die Vorratsdatenspeichung müsste
 eingeführt werden und hat außerdem insinuiert, dass das an rot-grün gescheitert sei.
 Dazu muss man sagen, es ist in jeder Hinsicht falsch, die Vorratsdatenspeichung ist längst
 gesetzt im Dezember 2015, wenn ich mich nicht täusche, wieder eingeführt worden, aber sie
 ist zurzeit von einem Gericht gestoppt, nämlich vom Oberverwaltungsgericht für das Land
 Nordrhein-Westfalen und die Frage, ob eine Vorratsdatenspeichung in der deutschen Form
 überhaupt zuleßig ist, liegt zurzeit dem europäischen Gericht zur Vorabentscheidung vor.
 Und die SPD jedenfalls hat 2015 sogar ausdrücklich in Wundestand.
 Das ist fürge stimmt.
 Ja klar, in der damaligen großen Koalition Heiko Maas, sehe ich noch im Bundestag dafür werden.
 Also da muss man was sagen, damals war noch justizminister.
 Heute ist er ja aus Minister.
 Insofern dieser Vorwurf von Armin Laschet war schlicht falsch und da wirkte er so, wie
 er wirkte recht, das ist für mich.
 Ja und vor allem Olaf Scholz hat ihn da sofort darauf hingewiesen, Herr Kollege, so
 und so ist es so, wie wir es gerade vorgetragen haben und dann guckte Laschet etwas irritiert
 und ähnlich schräg seinen Statement zum Thema Abschaffung der Soli.
 Genau, sagt der Soli, sei für die deutsche Einheit eingeführt von Solidaritätszuschlag.
 Auch das kann man, so mal impulsiv oder spontan sagen, ja, da war doch so, weil Solidaritätszustag
 war, aber nicht so.
 Der wurde eingeführt, um den Irakrieg zu finanzieren.
 Maasgeblich jedenfalls jedenfalls, jedenfalls keine Zweckbindung für die deutsche Einheit
 oder auf Beausdauer der gleichen Punkt.
 Das war einfach falsch.
 Genau, das ist das Ding.
 Also das Geld fließt einfach in die Kasse des Bundes.
 Also selbst wenn damals der Aufbau aus irgendwie noch ein politisches Motiv gewesen sein
 soll, dann ist der Aufbau aus jedenfalls rechtlichen, niemals Grundlage des Soli geworden.
 Also man kann ja aus verschiedensten Gründen gegen den Soli argumentieren, aber jedenfalls
 nicht mit dem Argument, mit der Aufbau aus, sei ja irgendwie erledigt und deswegen
 gebe es keinen Grund mehr für den Soli.
 Amin Laschet hat dann sich sogar zu der Aussage verstiegen, erhalte den Soli für verfassungswidrig
 und er warnte eine entsprechende Entscheidung aus Karlsruhe, weil ja quasi der Zweck weggefallen
 sei.
 Also ich weiß nicht, wer ihn da gebrieft hat, aber das muss man sagen, ist schon eher skuriert.
 Ja, vielleicht macht das auch spontan.
 Wie zum Beispiel dieses "Finde ich" ein bisschen surreales Schlussstatement, was er da
 gegeben hat.
 Also da konnte jeder Kandidat die Kandidatin am Ende hatte eine Minute, um nochmal so Blick
 in die Kamera zu sagen, hier das bin ich und darum sollte mich wählen und ja das war
 bei Annalena Berbock ein bisschen steift, ist das so neben das Pult getreten, das
 wirkt das ein bisschen einstudiert, aber innerhaltlich war das von Laschet doch mit am skurrielssten,
 weil das so merkwürdig improvisiert war und innerhaltlich auch sowas von Schräg, wir
 spielen das jetzt hier mal.
 Gegenwind habe ich immer wieder gespürt, auch jetzt.
 Aber spüren wir nicht alle den Wind der Veränderung, der uns ins Gesicht lässt.
 In solchen Momenten brauchen wir Standhaftigkeit, Verlässlichkeit und einen inneren Kompass.
 Und das ist mein Angebot, das ist das Angebot der Union.
 Stabilität und Verlässlichkeit in schwierigen Zeiten.
 Das hat uns geprägt von Konrad Adenauer über Helmut Kohl bis zu Angela Merkel.
 Das Team CDU will Stabilität sichern, geben Sie uns Ihre Stimme.
 Also was ich da vor allen Dingen raushörre ist diese Standhaftigkeit gegen den Wind der
 Veränderung.
 Was bitte ist das für eine Message?
 Die Landtätigkeit geht sich quasi gegen die Zeit stellen.
 Also ich meine, das ist auf eine heulprieger und ungelenke Art eine enorme Wahrheit, glaube ich,
 die da drinsteckt.
 Die Seine Haltung durchaus zeigt.
 Das ist halt der Kern von Oldschool-Konservatismus.
 Es soll alles bleiben, wie es ist.
 Das Problem ist nur, wenn sich natürlich große neue Herausforderungen stellen, wie zum
 Beispiel der globale Klimawandel, dann bin ich nicht ganz sicher, ob man sich da einfach
 nur in den Wind stellen und abwarten kann.
 Aber gut, da ist es.
 Aber ganz ehrlich, da habe ich so ein bisschen das Gefühl, wie ich die Vorsatz für
 die Tabar-Armen lasche, er auf eine gewisse entwaffnende Weise ehrlich.
 Und ich meine, das Schöne ist natürlich an dieser Ehrlichkeit, dass jetzt einfach jeder
 Wähler, jede Wählerin entscheiden kann, ob wir zurzeit Standhaftigkeit oder Wandel brauchen.
 Das war nämlich auch das Schlussstatement, zum Beispiel von Anna-Lina Berberg, die sehr
 deutlich gesagt hat, nein, wir brauchen keinen Standhaftigkeit und keine Stabilität.
 In dem Sinne sind wir, wir müssen jetzt uns schnell verändern, wenn uns nicht unser
 Klima um die Ohren fliegen soll.
 Philipp, will man das jetzt mal so ein bisschen zusammenkehren?
 Ich würde denken, letztlich sind doch alle bei den Rollen geblieben, die wir von ihnen
 schon kannten.
 Oder auf Scholz fand ich vielleicht noch, hat noch am prononciiertesten etwas zum Ausdruck
 gebracht, was ich also als Gedanken vorhin im Spiegel gelesen hatte.
 Der Spiegel hat das so schön auf die Formulierung gebracht.
 Vermerküllung von Scholz, ja, das er sich im Grunde immer mehr in so einer Art amtierenden
 Kanzler verwandelt, rein rhetorisch.
 Denfalls hat er sich in Kanzler verwandelt, er hat mehrfach erwähnt, was er gemeinsam
 mit Angela Merkel so alles geschafft haben will.
 Und ich fand seinen Statement bei dem Grunde, wenn alles bleiben soll, so wie es ist, wenn
 sie im Grunde Angela Merkel gut finden, dann wählen sie mich.
 Ich finde das immer ein bisschen monoton.
 Mir bleibt da keinen sehr zängen.
 Ich finde das ein bisschen schwer, ihm zuzuhören.
 Aber kann ich so sehen, ist halt sehr staatstragend und das war eindeutig seine Absicht,
 sich da als staatstragende, erfahrene Minister der Dinge umsetzt zu präsentieren.
 Hat auf mich aber ehrlich gesagt auch sehr überzeugend gewählt.
 Muss ich ganz entsagen?
 Ich kann ihm nicht zuhören, ich finde das völlig uninspiriert und ich schlafe immer ein,
 wenn ich ihm zuhör.
 Aber so ist das eben mit dieser Emotionalität, das sind halt Sachen, die treten halt nur auf,
 wenn man ihn im Fernsehen zuguckt.
 Der schuld so mad.
 Der schuld so mad.
 Der kriegt so der.
 Wobei, wobei, ja, glaube ich im Umgang mit Menschen auf der Straße, ganz anders ist.
 So gestern noch mit dem Fotografen gesprochen, der ihn so begleitet beruflich und er meint,
 der ist nicht wieder zu erkennen, wenn du den mit Herrn Frau Müller auf dem Markt platziesst.
 Man hat ja, der ist entspannt, locker lustig, ganz anderminisch.
 Das hört man ja auch aus Hamburg, dass er da als Bürger meister durch aus, quasi Bürger
 in den Nahen rüber kam.
 Dann ein Berbock, also ja, ich finde, inhaltlich war sie am Sattelfestesten vernecht.
 Sie wirkt manchmal so ein bisschen steifig.
 Ich finde, man merkt, dass sie sehr bemüht darauf ist, das gelernte umzusetzen.
 Also sie ist das nicht so, indem man es gewohnt, wie laschet und schulds im Fernsehen als
 Politikerin in Regionsverantwortung und so aufzutreten.
 Deswegen wurde sie definitiv, das nehme ich jetzt ganz stark an, attrainiert und hat
 Übungen gemacht und gerade anweisungen gekriegt, wie sie da aufzutreten hat.
 Und das setzt sie sehr beflissen um und diese Beflissenheit finde ich, merkt man ihr und sieht
 man ihr an.
 Man würde sich ein bisschen wünschen, dass sie so ein bisschen mehr es schafft, sie selbst
 zu sein.
 Dann würde sie, glaube ich, ein bisschen an Sympathie und lockerheit gewinnen, ohne ihr
 Wesen und ihr Kern aufzugeben.
 Aber vielleicht ist das eine Übungs-Zirk.
 Also ich darf auch jetzt, wenn man es mal etwas böse formulieren, wir wirkte das strecken
 so ein bisschen wie so eine Schulschmarcherin, nachdem ich weiß was, ich weiß was, aber eben
 nicht so wirklich cool.
 Das war so ein bisschen der erste Einung, die ich hatte.
 Und ich finde es auch deswegen so interessant, weil ich sie jedenfalls im Lage interview,
 vor ein paar Wochen viel, souveräner und entspannter erlebt haben.
 Ja, gut, aber das ist natürlich auch eine völlig andere Situation.
 Ja, eine schöne im Bus zu sitzen und Fragen zu beantworten.
 Laschet muss ich sagen, bei aller Kritik, die wir ja hier auch an ihm geübt haben.
 Innerklich, ja.
 Aber er wirkt schon angestrengt, man sieht ihm den Stress an, unter dem er steht.
 Ich glaube, es hat auch ein Spiel, so eine Analyse von so einem Psychologen, Körpersprache
 und so, immer nach vorne geborgte und immer gestiguliert, da die anderen nicht ausreden lassen.
 Und so, man hat den den Stress schon angemerkt, aber ich fand, er war nicht unsympath.
 Nein, ein Gegenteil.
 Ich fand ihn persönlich sogar sehr sympathisch.
 Wenn man die Inhalt nachgedacht hat, finde ich dann schwoll, mir so ein bisschen der Kamm.
 Aber ich fand ihn als Menschen sehr angenehm.
 Das muss ich ehrlich sagen.
 Also ich hätte das denke ich übrigens immer.
 Es gab ganz interessant, es gab im Lage Forum, zum Beispiel auch nach unserem Porträr
 von Armin Laschet irgendwie einzelne die meinten und sei anzumerken, dass wir den nicht abkönnen.
 Das finde ich schlicht falsch.
 Ich finde den überhaupt nicht mehr so.
 Aber ich finde den persönlich eher angenehm, muss ich sagen, ich habe einfach gewisse Vorbehalte
 gegenüber, dass, wofür er inhaltlich steht.
 Aber gesagt, ich fand ihn persönlich angenehm.
 Ich hatte erwartet, dass er in den Simpatiennoten quasi im Nachhinein auch durchaus punkten
 könnte.
 Aber allerdings muss man sehen, die Umfragen, die Vorsah für RTL direkt nach der Veranstaltung
 durchgeführt hat.
 Die sind noch viel deutlicher.
 Also wie das hier schildern und vor allem gegenüber Armin Laschet, weit aus kritischer.
 Vorsah hat für RTL 2005 eine gute Befragte.
 Repräsentativ, ganz wichtig.
 Man kann es also auf die Gesamtbevölkerung umlegen.
 Und demnach haben 36 Prozent geantwortet.
 Olaf Scholz hatte den besten Auftritt.
 Danach 30 Prozent drittel.
 Knappes hat Annalena Werbock als Beste auftretende gesehen.
 Und dann 45 Prozent haben Armin Laschet als besten auftretenden gesehen.
 Also da hat Olaf Scholz doch recht ziemlich deutlich gewonnen.
 Andere Frage war andere.
 Kategorie sympathisch da auftritt.
 Beste auftritt war wahrscheinlich ein bisschen inhaltlich.
 Sympathisch da eben so.
 Wie tauchen die auf.
 Und da ist Scholz hat Scholz noch besser abgestanden.
 38 Prozent für Scholz 37 für Behrbock.
 Also da war sie.
 Kommen sie deutlich sympathischer, rüber als in der Kategorie beste auftritt.
 Und 22 Prozent nur verarmin Laschet.
 Also in allen Kategorien deutlich abgängt.
 Das ist schon bitter.
 Zumal er ja eben auch, wie soll ich sagen, in seinem ganzen Wahlkampf auftritt, eher darauf setzt,
 dass er einfach ein fahre an der Kerl ist, ne?
 Als auf inhaltliche Schwerpunkte.
 Wie gesagt, hat mich überrascht.
 Aber das ist das Ergebnis und densofern.
 Wenn diese Umfragen, die wir eingangs zitiert haben, tatsächlich zutreffen, dann würde ich mal denken,
 dann wird sich daran durch diese Fernseherunde sicherlich nichts geändert haben.
 Inhaltlich hast du gesagt, hat die CDU diese Woche nachgelegt.
 Sie haben einen 15-Punkte-Programm vorgelegt, mit dem sie oder wie sie den Klimawandel bekämpfen.
 Oh genau.
 Philipp, und du hast dir das mal genauer angeguckt.
 Hast du das mal nicht lange genauer?
 Und ein paar Seiten ist nicht viel, sind 15 Punkte überschrieben.
 Auch mit einer wunderbaren Überschrift.
 Torbo für erneuerbare Energien.
 Torbo.
 Torbo, wenn du Torbo warst.
 Dann landest du schnell bei Diesel und Benzin.
 Also mit Diesel zu Energiewende, weiß ich nicht, da hätten sie sich ein besseren Namen überlegen müssen.
 Was macht nach Brena?
 Nur vielleicht noch.
 Wie auch immer.
 Also Torbo für erneuerbare Energien.
 Und ja, sie bekennt sich zu ganz fundamentalen Sachen wie 1,5 Grad Ziel, klimaneutral bis 2045, aus bei erneuer Energien.
 So, okay, Richtung kann man sagen, das grobe Ziel stimmt.
 Okay, das ist ja wunderbar.
 Aber ich meine, das ist ja inzwischen weitgehend Konsens.
 Der ist wirklich nur noch in der AfD teilweise angezweifelt.
 Die entscheidende Frage ist doch eigentlich, wie soll das konkret gehen?
 Also nicht, wo wollen wir irgendwann mal hin, sondern was sind die nächsten Schritte?
 Richtig und dazu ist nicht viel zu lesen.
 Weniger Bürokratie für mehr erneuerbare Energien, die EG-Umlage soll weg.
 Okay, die einzig wirklich konkrete zahllich gefunden habe ist für den Ausbau von Photovoltaik.
 Da sollen jährlich 10 Gigawatt dazugebaut werden.
 Aber zum Beispiel eine Pflicht für PV-Anlagen auf Neubauten gibt es nicht.
 Zitat jeder muss ein Solardach bekommen können.
 Aber nur wenn er will, das kannst du fast heute schon.
 Anderes Zitat, wir wollen eine Forschungsoffensive für die erneuerbaren,
 einschließlich Biomasse, Geothermie und Wasserkraftstaaten.
 Wir werden neue Professuren schaffen, unsere Spitzenforscherinnen und Forscher unterstützen und innovative Forschungsprojekte fördern.
 Das ist auf jeden Fall eine super Idee.
 Nein, ganz ehrlich, ich meine, das ist völlig unironisch.
 Ich finde, das ist auf jeden Fall richtig.
 Natürlich können wir den Klimawandel auch nur stoppen,
 wenn wir da in Forschung und Wissenschaft investieren, damit dann eben innovative Produkte dabei rauskommen.
 Die große Frage ist, wie lange dauert das?
 Und ich würde mal denken, bis aus so einer Professur dann tatsächlich irgendein Produkt entstanden ist.
 Da reden wir von Jahrzehnten.
 Wir brauchen aber doch jetzt ganz konkrete Einsparungen.
 Das ist ja die Message, dass in den nächsten zehn Jahren irre viel eingespart werden muss.
 Und das fehlt halt alles.
 Es gibt sehr, sehr wenig Details.
 Diese ganzen zentralen Fragen.
 Was soll eine Tonne CO2 kosten?
 Alle wissen, ja, sie kosten jetzt schon 25 Euro beim Verkehr und beim Gebäude und 50 ungefähr beim Außenpischen Emissionshandel.
 Alle wissen das reicht nicht.
 Wo soll der Preis sein?
 Affert man nicht aus dem Programm.
 Windenergie.
 Wie viel Windenergie wollen wir in zehn Jahren haben?
 Was bedeutet das für konkrete Abstände?
 Wie werden die solle Stromnetze ausgebaut werden?
 Subvention.
 Wir haben 50 Milliarden klimaschädliche Subvention.
 Das Wort Subvention kommt in diesen 15-Programmte überhaupt nicht vor.
 Genauso Verkehr.
 Alle wissen, Verkehrswende muss her, mehr Bahn, mehr ÖPNV.
 Wie soll das gehen?
 Bahn und ÖPNV kommen in den Programm nicht vor.
 Wie?
 Das heißt zum Thema Verkehr findet nichts.
 Findet sich nichts.
 Wie soll Industrie auf Wasserstoff umstellen?
 Alle wissen, Stahl, Chemie, Cement.
 Muss weg von fossilen Brennstoffen, von fossilerzeugten Strom.
 Das geht nur mit Wasserstoff.
 Irreinvestitionen.
 Wie soll das gehen?
 Aus dem CDU-Programm erfährt man es nicht.
 Okay, das ist natürlich, das klingt jetzt erst mal so ein bisschen dünne und zuberdün.
 Also, alles ist so ungefähr.
 Wir wollen vielleicht 100 Prozent erneuerbare Energien so schnell wie möglich heißt es.
 Netzausbau, nochmals, verstärken und beschleunigen.
 Alles ist so, wo immer möglich und schneller und besser und weniger.
 Aber das war es.
 Und vor allem ohne Details, an denen man die Unruhe und später gegebenenfalls messen könnte.
 Das ist ja das zentrale Ding.
 Ich meine, wer könnte schon was gegen verfielfach und beschleunigen haben.
 Aber da kannst du hinterher immer sagen, ja, wir haben alles gegeben.
 Aber mehr war halt nicht drin.
 Und ich muss ganz ehrlich sagen, wir haben uns gefragt, wie kommt so was zustande so ein Programm,
 so ein 15-Punkteplan, der ja offensichtlich, wie soll ich sagen, Kompetenz signalisieren,
 soll Aufbruch in dieser Richtung signalisieren, so wie haben wir uns gefragt, wie kommt das denn,
 dass ein solches Programm so wahrgebleibt.
 Und ich persönlich habe jedenfalls den Einung, dass die Union von der Dynamik dieses
 Thema Klimaschutz komplett überrascht worden ist.
 Ich habe so den Einung.
 Da dachten sich die Strategieplaner im Ardenauerhaus, das ist eh nix für die Mehrheit.
 Das ist ein nischen Thema für die Leute, die uns eh nicht wählen.
 Und dann kam die Flut.
 Und jetzt mit einem Mal muss die Union liefern.
 Das ist nicht mehr nur irgendwie eine kleine Minderheit, für Futures und deren Eltern oder so.
 Sondern jetzt mit einem Mal ist es eine ganz breite Meinung in der deutschen Bevölkerung.
 Nur es gibt einfach in der Union eine ganz einen Plan.
 Es gibt einfach keine abgestimmten Position dazu, was man konkret machen möchte.
 Klar, irgendwie ist man schon für Klimaschutz, aber jede klare Festlegung, was man denn jetzt
 machen möchte, hätte einfach innerparteilich in Normen Ärger gemacht.
 Weil zum Beispiel, wenn du jetzt angefangen hättest mit "Ja, wir wollen eine Pflicht für
 Solaranlagen aufdechen", dann hätten im Zweifel die Immobilienlobbyisten bei der Union gesagt,
 "kanne wo nicht wahr sein".
 Wir haben jetzt Jan-Marco Lutscher nicht gefragt, was er davon hält.
 Ich kann es mir aber vorstellen.
 Und insofern muss ich sagen, wundert mich das nicht, dass das so dünn ausfällt.
 Für die Union ging es zu schnell.
 Weißt du, für die Union ist dieses Thema so schnell hochgepoppt, dass sie keine Zeit hatten,
 innerparteilig alle einzubinden, die verschiedenen Meinungen zu bündeln und einfach zu sagen,
 "Okay, so geht's".
 Also, wenn meine Tese, und wenn man sich das durchließt und sich vor Augen hält, es geht um
 eine Menschheitskrise.
 Es geht um eine Menschheitskrise.
 Es geht darum, die Welt brennt, wird immer heißer.
 Unser lebensgrundlagen Stürme, Fluten, Migrationsströme.
 Das ist das, was droht.
 Und dann liest du das, was der christlich-demokratischen Union dazu als Rezept einfällt.
 Und das steht auf diesen Paarseiten. Also, da fällt mir nichts mehr an.
 Ganz ehrlich, das ist wirklich ein Armutszeugnis.
 Und umso ärmer sich das aus, wenn man dagegen lebt, ein anderes Programm, was gestern glaube
 ich veröffentlicht wurde, das stammt aus dem Hause Agore-Energie-Wende.
 Das ist so ein Sinktank, die sich halt sehr viel Gedanken machen und forschen und politische
 Konzepte entwickeln, für eben die Energiewende.
 Und die haben ein Klimaschutz-Sofortprogramm vorgestellt, was anders nicht sein könnte.
 Der Kontrast könnte nicht größer sein.
 Das ist ein extrem konkreter Plan, was eine Regierung in den nächsten 100 Tagen nach
 Regierungsantritt machen müsste, könnte um 2045 bei Klimaneutralität zu landen.
 Und das ließ sich wirklich wie so eine Gebrauchsanleitung.
 Das steht drin, ein paar Graf, müh, müh müsste gestrichen, müh müsste ergänzt werden.
 Und das ist so konzipiert, dass diese Regierung in den ersten 100 Tagen das alles vom Kabinett
 beschließen lassen kann und noch im Sommer 2022 in Kraft treten kann.
 Also das ist auch so mal, was den politischen Prozess angeht, genau durchgeplant und diese Vorhäuser,
 sage ich jetzt mal, das wird die Messlatte sein, an der sich eine neue Regierung wird messen lassen müssen.
 Ja, dann zärtige ich die Frage, was steht im einzelnen Drinnen in diesem 100-Tage-Programm
 von Agora-Energie-Wende?
 Ich glaube allgemein kann man sagen, sie verlangen einen Klima-Haushalt.
 Also alles soll auf das Ziel Klimaneutralität abgeklopft werden.
 Insbesondere sollen staatliche Investitionen gesteuert werden.
 Es darf auf keinen Fall mehr irgendetwas bezahlt oder gar soventioniert werden, was gegen Klimaneutralität läuft.
 Also keine Gaspeibelines.
 Sie wollen den CO2-Preis anheben.
 Das betrifft vor allem die Sektorengebäude und Verkehr.
 Sie wollen einen CO2-Mindespreis, die EEG-Umlage soll weg, damit soll Strom wiederum Billiger gemacht werden
 und Investitionen in die Energiewende sollen übersteuern und die Einnahmen aus dem CO2-Preis bezahlt werden.
 So das sind so die Eckfeiler, die so für alle Sektoren genappen.
 Aber sie brechen das ja auch noch mal, genauer, runter auf einzelne Bereiche.
 Genau, also eine Zahl vielmehr noch auf.
 Sie wollen ein Klima-Haushalt, so wie du genannt hast, alles wird überprüft auf Klimaneutralität.
 Der aber zusätzlich noch 30 Milliarden Euro enthält, um diese ganze Umstellung in diesen ganzen Sektoren bezahlen zu können.
 Also Heizungtauschen und Subventionieren, Industrie auf Wasserstoffumstellen.
 Und 30 Milliarden Euro, ich meine, klar, wir alle haben Zeitung gelesen, wir haben es auch berichtet.
 30 Milliarden, das war das, was wir hier für die Schäden der Flut 3 Tage dauern,
 in zweieinhalb Bundesländern aufbringen.
 Musst du sich mal überlegen, 30 Milliarden klingt erst mal viel, aber das ist im Grunde der selbe, was man für die Folgen von einer kleinen Klimakatastrophe aufwenden muss.
 Dann gibt es natürlich das runtergebrochen auf die Sektoren.
 Also der größte Sektor, der hier die meisten Emissionen in Deutschland ausstößt, ist diese Energiewirtschaft, also Strom, Wärmeerzeugung.
 Da sagen sie den Wind ausbau, den müssen wir verdreifachen.
 Also das, was an Windrädern, an Windkraft pro Jahr dazukommt.
 Das muss verdreifacht werden, jedes Jahr Fotovoltaik muss insgesamt in zehn Jahren die Dreifachleistung vorhanden sein, verglichen mit heute.
 Und als Beispiel, in der man sich sagte, konkrete Gebrauchsanleitung, da steht da halt, das jährliche Ausschreibungsvolumen in § 28a EEG-Gesetz wird erhöht.
 Also da steht sozusagen genau drin, welches Gesetz sollte wie geändert werden, um diese Ausbauziele auch zu erreichen.
 Sie sagen Solarpflicht, Verneubauten und Dachsanierung und weiteres Beispiel für diesen Charakter einer Gebrauchsanweisung, Zitat.
 Bei Eigenverbrauch wird jeder eingespäßte Kilowatstunde vergütet, Streichung, § 48a Absatz 5a EEG.
 Das macht den Charakter deutlich unnatürlich, sagen sie Kohleausstieg ist 2030-Flicht.
 Der soll ja jetzt bis 38 erst erfolgen.
 Da argumentieren sie und das sagen ja auch viele Experten, Expertin, der kommt ohnehin 2030.
 Einfach weil dieser Kohlestrom nicht mehr wirtschaftlich sein wird, einfach wegen der hohen CO2-Bepreisung.
 Und das heißt, dass man das halt sehr, aber geplant werden muss.
 Und deswegen sagen sie ist es so wichtig, dass man den auch gesetzlich festschreibt, weil davon so viel andere Sachen abhängen.
 Und man nicht einfach nur sagen kann, wird Etoia-Lofi-Witschung geschlossen werden.
 Und ganz ehrlich, das wäre sogar ein Interesse der Menschen in den betroffenen Regionen.
 Also reinisches Braunkuderevier und in der Lausitz, denn ganz ehrlich, was jetzt droht, sind quasi wilder abschalten.
 Ich finde das auch so unredlich, dass Olaf Scholz zum Beispiel auch am Etlasche sagen, nein, wir bleiben bei Kohleausstieg 2038.
 Olaf Scholz, sag mal, wackelt da schon so ein bisschen.
 Aber er hat sich noch nicht klar bekannt zu 2030.
 So kann man sagen.
 Das Problem daran ist alle Leute, die das sagen, wissen spätestens 2032.
 Ist Schluss mit der Kohle wegen des höheren Preises.
 Sie sagen es aber nicht, um die Leute nicht zu verstören.
 Und das führt dazu, dass die Leute vergaukelt und verschaukelt werden.
 Die glauben, da ist erst 38 Schluss. Jeder weiß aber, das ist 2032.
 32 spätestens Schluss ist.
 Und deswegen ist das unredlich zu sagen, wir bleiben bei 38.
 Der zweitgrößte Batzen, was so Emissionen in Deutschland angeht, ist die Industrie.
 Also Chemieherstellung oder Chemieprozesse, Grundstoff, Rohstoffherstellung, Stahl und Zementproduktion.
 Da entsteht einfach sehr, sehr viel CO2.
 Und das fand ich so ganz interessant.
 Wir wissen, dass diese ganze Industrie mehr oder weniger auf Wasserstoff, grün Wasserstoff umgestellt werden muss.
 Also grüner Wasserstoff hergestellt, Wasser aufgetrennt durch Strom aus an neuerbaren Energien.
 Allen ist auch klar, diese Investitionen, die da getätigt werden müssen, sind gigantisch.
 Und zwar so gigantisch, dass es wahrscheinlich nicht ausreich, das über den CO2-Preis zu regeln.
 Also die Idee ist ja, dass CO2-Tonne immer teurer wird.
 Und dann irgendwann der Anreiz zum Umrüsten so groß ist, weil man einfach Geld spart.
 Wenn die Tonne 120 Euro kostet, dann weißt du, okay, wenn ich umrüste, dann habe ich zwar eine Investition, muss aber hinterher nicht mehr 200 Euro CO2-Protonets.
 Auf der anderen Seite, wenn natürlich die Umrüstung sehr teuer ist.
 Also wenn du erstmal viele Millionen wieder in Neuanlagen stecken musst, dann kannst du dir ausrechnen, dass sich das möglicherweise auch bei einem steigenden CO2-Preis klingt.
 Und das kann wiederum eine Investitionshämnis sein.
 Es kann aber zum Beispiel auch sein, dass es einfach ein Liquiditätsproblem ist.
 Das ist also ein Unternehmen, das vielleicht in den letzten Jahren ohnehin schon relativ hohe Schulden aufnehmen musste.
 Vielleicht für die Anlage, die noch gar nicht ganz abgeschrieben ist, dass das Unternehmen auch gar keine Kredite bekommt.
 Also der kann es schon einfach Gründe geben, wie so Unternehmen eben auch, wenn sie es vielleicht sogar wollen, nicht in CO2-neutrale Produktion investieren können.
 Und deswegen schlägt Agora Energierende im Grunde zwei verschiedene Methoden vor, zum einen Subventionen für den Umbau von Industrieanlagen.
 Ja, dass man halt einfach sagt, okay, wir finanzieren euch jetzt eine neue, eider-nau-Stahlproduktion, die eben auf grünen Wasserstoff setzt.
 Und zum anderen das Instrument der sogenannten Klimaschutzverträge, für die das fand ich ganz spannend.
 Hier genau, das war mir auch noch nicht so ganz klar, aber ich finde das ein interessantes Modell, das bedeutet einfach, wenn die Umrüstung so teuer ist.
 Und wenn die Produktion von zum Beispiel CO2-freien Stahl am Ende so teuer ist, dass sich das trotz des hohen CO2-Preises nicht lohnt, dann zahlt der Staat die Differenz.
 Also die Mehrkosten dieser CO2-Northreienproduktion werden gerade durch Subventionen erst mal abgepuffert, solange sich die Produktion noch nicht lohnt durch den höheren CO2-Preis, also durch die Einsparung.
 Auf der anderen Seite ist das aber eben nicht nur so eine Art Giskanne, die man über den Unternehmen ausschritt, sondern auf der anderen Seite so der Vorschlag.
 Sollen die Unternehmen diese Leistung gegebenenfalls später zu rückzahlen müssen, wenn sie durch den hohen CO2-Preis tatsächlich Gewinne machen?
 Das sind einfach super interessante Mechanismen, steht da alles ausgebreitet.
 Verkehr ist natürlich als Setzerpunkt. Auch noch relevant steht auch noch Landwirtschaft drin. Wir können es jetzt hier nicht so alles referenzieren.
 Aber Verkehr sagen, sie Tempo 130 ist mehr oder weniger, muss kann schnell umgesetzt werden. Auch Tempo 30 innerhalb geschlossen nach Ortschaften.
 Sie sagen, wir brauchen in zehn Jahren mindestens 14 Millionen Batterie-Elektrische Autos auf den Straßen und 30 Prozent des Volums im Straßen-Lütterverkehr muss elektrisch befördert werden.
 Es gibt übrigens gerade ein interessantes Modellprojekt, fällt mir ein bei dem Stichwort in Schleswig-Holstein. Es ist, glaube ich, vor jetzt, LKW ein Oberleitungfahrt.
 Genau, das sagen sie auch. Also wie speziell Güterverkehr auf der Straße über längere Strecken.
 Am Klimafreundlichsten transportiert werden, sagen sie, sein noch nicht ausgemacht. Oben Oberleitung, Wasserstoff oder Batterien und da regen sie halt schnell Modellprojekte an, um Praxiserfahrung zu sammeln, welche dieser Infrastruktur in den nun gefördert werden soll.
 Und an der letzte Punkt, den ich noch erwähnen wollte, ist dieser Bundesverkehrswegeplan auch so ein nördiges Ding, was niemand kennt.
 Dabei ist das das wichtigste Planungsinstrument für quasi alle verkehrliche Infrastruktur. Also Straßen, Schienen, Wasser. Das hatten Volumen in den nächsten Zijahren von 270 Milliarden Euro, die da eingeplant sind, um Wasserstraßen, um Straßen, um Schienen zu bauen.
 Und das große Problem mit dem Bundesverkehrswegeplan ist, dass der eben vollgestopft ist, mit Autobahnprojekten und Umgehungsstraßen.
 Und da sagen sie, das muss dringend ausgemistet werden, da muss man rein und überprüfen, was ist da geplant, taug das für Klimaneutralität, taug das für Verkehrswende, nein, dann raus damit.
 Also, ich sage euch, wenn ihr wissen wollt, wenn ihr euch fragt, wie das geht. Und was eine neue Regierung machen muss, um 45 bei Klimaneutralität zu landen, dann guckt da rein.
 Das sind 50 Seiten, finde ich auch verständlich geschrieben, das versteht man, wenn man das liest und das lohnt sich total. Das würde, wie gesagt, die Messlatte sein, an der die künftige Politik gemessen wird.
 Also, ich würde, ich würde dann noch ein, das kleine Fragezeichen daran machen, weil du gerade sagst, was eine Regierung machen muss. Also, ich würde mal denken, das ist jetzt auch nicht alles alternativ loh, sondern das sind, das sind quasi wissenschaftlich fundierte Vorschläge, was man machen könnte.
 Ich sehe schon ein, dass Agora-Energie-Wenni jetzt eben nicht demokratisch legitimiert ist, selbstverständlich hat die neue Bundesregierung auch Spielräume zum Beispiel Prioritäten zu setzen.
 Man kann zum Beispiel den Neubau von Autobahnen mehr oder weniger schnell runterfahren. Wenn man zum Beispiel insgesamt sagt, wir werfen einfach noch mal 50 Milliarden Euro mehr.
 In Infrastruktur, dann kann man vielleicht hier und da noch Autobahnen-Lücken-Schlüsse weiterfinanzieren und trotzdem zum Beispiel mehr Bahnstrecken ausbauen.
 Da gibt es also durchaus Spielräume. Das ist jetzt nicht so, dass man quasi wie in einem physikalischen Experiment sagen könnte, genau das muss passieren. Der Punkt ist, wie für die schon gesagt hat.
 Das ist eine Messlatte. Das heißt, man kann einfach sehen, sind die möglichen Instrumente, die Agora-Energie-Wenni hier ins Feld wird, sind die ausgeschöpft worden oder hat man sich da aus irgendwelchen zum Beispiel Lobbygründen nicht zu durchrecken können.
 Das finde ich, ist die spannende Frage, eine künftige Bundesregierung wird sich immer die Frage stellen lassen müssen. Warum habt ihr nicht die Maßnahme X umgesetzt? Was spricht politisch denn eigentlich dagegen?
 "Why not?"
 Genau, es macht sehr konkret nachfragbar. Angeblich ist es schwer bei Gebäuden was zu machen. Okay, wie sieht es dann mit diesen Maßnahmen aus, die das gezielt?
 Wo ist die Pflicht für die Solaleilage auf dem Dach? Warum ist sie nicht nach?
 Oder zum Beispiel könnte man sich ja auch nochmal überlegen, gut, also da wird es mal um ein naheliegendes Argument zum Beispiel aus der Union zu erfinden.
 Wie gesagt, wir haben das jetzt nicht angefragt, die nicht konfrontiert. Aber um ein naheliegendes Argument zu erfinden, wenn es eine Photovoltaagpflicht gibt, dann hängt das doch den Neubau und das führt dann doch vielleicht dazu, dass es auf der anderen Seite noch weniger Mietwohnungen gibt oder das Miet noch Torah werden.
 Muss man ja sagen, es ist ja nicht absurd dieses Argument, dass eine Photovoltaagpflicht auf den ersten Blick ein Problem sein könnte. Auf der anderen Seite kann man das wieder abfedern.
 Man kann zum Beispiel sagen, es gibt dafür eine Bundesubvention oder jedenfalls einen KMV-Kredit, sodass man das halt einfach über 10 oder 15 Jahre zurückzahlen muss.
 Schon hat man den Effekt auf die Mieten weitestgehend abgefedert oder man könnte auch sagen, na ja, wenn es denn tatsächlich die Einspeise-Vergütung auch gibt für Strom, die man selber verbraucht, dann wird zwar die Mietetäurer.
 Dafür zahlen die Leute aber häufig keinen Strom mehr, weil eben Photovoltaag offen. Da heißt, wenn er anwarten, da gibt es ganz viele Dinge, an denen man noch arbeiten kann und deswegen finde ich, ist das so wertvoll.
 Und man muss immer sagen, bei diesen ganzen Investitionen, die wir jetzt machen, ja, das wird erst mal sehr, sehr viel Geld kosten. Aber dieser Klimawandel, der kostet uns heute schon Geld.
 Nämlich 195 Euro pro Tonne CO2. Das sind nämlich die Schäden, die entstehen. Den Zahlen nur nicht die Verursacher und Verursacherinnen, sondern den Zahlen, wir arbeiten.
 Und den Zahlen, wir alle mehr oder weniger über Gesundheitschäden, Umweltschäden, Junay mit. Und deswegen ist es so lohnt, dieses Geld zu investieren, wenn ihr wissen wollt, wie man das am besten macht.
 Oder wenn ihr zumindest als gute Ideen lesen wollt, wie man das machen kann, dann schaut mal in diesen Bericht.
 Wir schauen ins Ausland. Und zwar nochmal nach Afghanistan. Wir haben das Land uns ja schon genauer angeschaut in den letzten Wochen und wollen jetzt aber nochmal ein Update liefern zu den Ereignissen der letzten Woche.
 Man muss nämlich in aller Deutigkeit sagen, der schnelle oder wohl eher doch sehr überstürzte Abzug der westlichen Streitkräfte stürzt das Land immer mehr ins Chaos.
 In der vergangenen Woche gab es beispielsweise einen verheerenden Terroranschlag an einem Eingang zum Flughafen von Kabul.
 Ja, wo man sagen muss, ein solcher Anschlag hätte niemals eine solche Folge nach sich gezogen.
 Wenn es dort nicht die Menschenmassen am Flughafen gäbe und warum gibt es die Menschenmassen, weil die Menschen das Gefühl hatten, wir müssen jetzt sofort auf den Flughafen.
 Es gab halt kein kontrolliertes geplantes Ewerkuhierungsverfahren, sondern es gab eben einen halzüber Kopfabzug.
 Die Menschen sind in Angst geraten, sind zum Flughafen gelaufen, drenkelten sich vor den Toren.
 Und dort hat sich eben einen Selbstmord-Attentäter die Luft gesprängt, die traurige Biladen mindestens 170 Tote und 71.
 Ich muss nicht über die unter 150 verletzte Menschen. Unter anderem sind auch 13 angehörige, männlich und weiblich der US-Marines gestorben.
 Zu diesen Attacken bekamte sich ein Ableger des sogenannten Islamischen Staates, nämlich die Truppe ISK, eine Terrormilitstie in Afghanistan, unabhängig von den Talibaren agiert.
 Dieses K-Wiederum kommt von Kora Sond. Das ist also ein historisches Gebiete, das mehrere der heutigen Staaten in der Gegend umfasst.
 Ganz interessant ist deren Verhältnis für den Talibaren.
 Ja, das ist natürlich alles nicht so schwarz-weiß, wie das von außen aussieht.
 Viele dieser IS-Leute haben sich wahrscheinlich von den Talibaren abgespalten, weil sie ihnen zu soft fahren, weil sie nicht Korantreu genug waren oder zumindest solche empfunden wurden.
 Dieser IS-ISK vertritt noch eine extremere Auslegung des Islam vom IS, ist der ISK, aber als sozusagen lokaler Flügel anerkannt.
 Und jetzt gibt es halt wirklich Spekulationen darüber, welche Rolle hat dieser ISK?
 Vielleicht ist es auch eine Truppe, habe ich heute gehört auf 538 diesem Podcast, vielleicht ist es auch eine Truppe der Talibaren, damit die Talibaren sich gegenüber dem Westen so als moderate Pufferkraft.
 Ja, positionieren können. Wir sind vielleicht ein bisschen radikal, aber wir sind diejenigen, die euch vor dem ISK schützen und davor bewahren, dass der ISK hier Afghanistan übernimmt.
 Also da gibt es jetzt wilde Überlegungen, was die Rollenverteilung da ist, aber tatsache ist, Terror ist zurück in Afghanistan, nicht nur ISK, sondern auch allkeider ist wieder da.
 Also bekannt ist es nahe. Wir sind im Grunde auch nicht viel weiter, als wir vor 20 Jahren waren, jedenfalls, was die Sicherheitslage angeht, wie gesagt, wir haben es bei der genauen Analyse vor ein paar Wochen angedeutet.
 Es gibt immerhin noch die Hoffnung, dass der Einsatz nicht komplett umsonst war. Zum Beispiel sind ja durchaus zarte, zivilgesellschaftliche Strukturen aufgebaut worden.
 Es ist eine Menge passiert für die Gleichberechtigung insbesondere von Frauen, ob die sich jetzt einfach so wieder zurückdrehen lassen, diese Fortschritte der letzten 20 Jahre.
 Wir können nur hoffen, dass dem nicht so ist, aber jedenfalls stand heute versinkt das Land im Chaos, unter dessen vollenden die Vereinigten Staaten den Abzug ihres Militärs, wobei Abzug eine doch arg freundliche Formulierung ist.
 Es sieht ehrlich gesagt, nämlich eher wie eine Flucht aus, die Vereinigten Staaten haben nicht mal alle ihre Flugzeuge und Panzer mitgenommen.
 Das muss ich mir vorstellen, die haben also genau in Zahlen, wenn wir nicht finden können, Milliarden an Militärausrüstung vor Ort zurückgelassen und dann zerstört.
 Ich muss ich mir vorstellen, dass sie haben da irgendwie Panzer und Flugzeuge gesprängt, damit die nicht in die Hände der Talibaren fallen.
 Ich denke, das sagt alles darüber aus, wie geplant oder eben auch er nicht geplant, dieser Rückzugverlaufnis.
 Und die du bei der Bundeswehr natürlich völlig abhängig von dem, was die Amerikaner machen, waren sie gezwungen, auch schnell alles rauszufliegen, was ging über die ganzen Probleme und Fehlplanungen und Fehl-Einschätzung und die Reise.
 Und die Leute haben ja schon viel von den Freunden und Fehlplanungen und Blockaden.
 Wir haben letztes Mal ausführlich gesprochen, wie Lanz bis heute.
 Ich glaube, es wurden einige tausend über 5.000 Leute von der Bundeswehr ausgeflohungen. Darunter sind aber nur wenige Ortskräfte.
 Ich glaube, ich habe nur gute Hundert oder so was darunter gewählt.
 Ich habe etwas höhere Zahlen genießen, aber jedenfalls sind Tausende von Menschen, die für deutsche Stellen in Afghanistan gearbeitet haben, eben nicht ausgeflohungen worden.
 Die haben sich verlassen, dass sie im Zweifel geschützt werden von Deutschland. Die ist einfach nicht so.
 Es wird zwar jetzt politisch weiterhin verkündet. Man werde sich um diese Menschen kümmern.
 Aber also ganz ehrlich, ich sehe nicht, wie das gehen soll.
 Vielleicht, wenn die es irgendwie in ein Nachbarlands schaffen, wenn die sich jetzt irgendwie nach Pakistan durchschlagen oder so.
 Vielleicht kriegt man sie dann noch nach Deutschland. Aber da muss man deutlich sagen, da hat einfach die deutsche Außenpolitik und ziemlich komplett versagt, wobei das eben nicht nur das, haben wir ja schon analysiert.
 In Verschulden ist von Hycoma, sondern im Vordergrund stand tatsächlich das Innenministerium, das da an allen verfügbaren Stellen auf der Bremse stand,
 ich möchte an der Stelle noch einen interessanten Lesetipp los werden, nämlich auf dem Verfassungsblock, ein spannende Website, die wir immer wieder mal zitieren, fand sich in den letzten Tagen einen Beitrag, der analysiert hat.
 Warum denn eigentlich das Innenministerium, eine solche islamfeindliche Linie fährt, an diesen Stellen insbesondere die Abteilungen, MW Migration und OS, wie öffentliche Sicherheit?
 Ein sehr spannender Beitrag, der vor allem auch so ein bisschen Ideen geschichtlich nachzeichnet, welcher Geist in diesen Abteilungen herrscht und lasst noch ließt, wird dann natürlich auch wieder darauf hingewiesen, dass Hans Georg Maasen, lange Zeit, Riferaatsleiter war, in einer dieser beiden Abteilungen.
 Ein Aspekt, den wir auch finde ich letztes Mal ausgeblendet haben, war die Verantwortung von Angela Merkel. Denn sie hat ja die Richtlinienkompetenz.
 Gerade wenn mehrere Ministerien da involviert sind und sich nicht einigen können und eigentlich der Fall eines Machtworts. Es ist genau der Fall eines Machtworts und wenn sie das gewollt hätte, wenn sie hat offensichtlich immer mal wieder nachgefragt und gedrängelt und gedrängelt, aber so wie damals bei dem Chaos mit den Osterfeiertagen, wo sie gesagt hat, wir haben hier ein Fehler gemacht, das geht auf meine Kappe, wie letztlich alles auf meine Kappe geht, was hier passiert, weil sie letztlich hat sie gesagt, für alles letztlich die Verantwortung trägt.
 Das gilt vor allen Dingen in solchen Sachen. Gerade wenn sie merkt, die Ministerien rudern hier in verschiedene Richtungen, wir kommen dann nicht voran. Wir müssen da was machen, wir haben eindeutig eine Verantwortung.
 Das geht zu großen Teilen auch auf ihre Kappe.
 Das denke ich auch. Man kann natürlich nicht im Einzelnen von außen nach zeichnen, welche Kommunikation der Stadt gefunden hat, wie deutlich sie hoff hat, zum Beispiel angewiesen hat,
 doch jetzt mal den Hinhalten, den Widerstand einzustellen. Es hat mir nicht geklappt. Es hat nicht gereicht. So viel kann man sagen, wie das genau zustande kam, wissen wir nicht. Aber was ich für kaum Vorstellbar halte,
 ist das Angela Merkel, das nicht bewusst gewesen sein könnte, denn es gab ja beispielsweise den Antrag im Deutschen Bundestag von den Grünen schon im Juni,
 doch jetzt mal schnellstens die Ortskräfte auszufliegen und die zentrale Stellschraubewärea gewesen oder wahr konkret müssen, wieso verfahren durchgeführt werden, während die Menschen noch in Afghanistan sitzen.
 Oder kann man nicht Menschen von denen, man jedenfalls glaubt, dass die Ortskräfte sind, zunächst mal ausliegen und dann wieso verfahren in Drittstatten durchführen, so machen es die Vereinigten Staaten zum Beispiel.
 Oder geben falls auch in Deutschland. Denn wir reden ja jetzt nicht von Völker-Schan, sondern wir reden von einigen Tausend vielleicht einer kleinen fünfstelligen Zahl von Menschen.
 Und da hätte es doch eigentlich einen Machtwort gebraucht von Angela Merkel mit dem Inhalt, wir schaffen das nun wirklich.
 Wir kommen zum Blog-Bastartema dieser Folge und das kann nichts anderes sein als die hohe Inflation.
 Wir haben eine Inflation so hoch wie seit fast 30 Jahren nicht mehr in Deutschland, letztes Mal 1993, 3,9% im Vergleich zum Vorjahr.
 Was ist in Inflation?
 Ja, klingt jetzt erstmal richtig dramatisch. Inflation 3,9% so hoch wie seit 30 Jahren nicht. Ich hab als Kind immer von meinen Großeltern mit Schlottern, den Knien gehört von Inflation.
 Die kannten das nämlich noch aus der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg. Insbesondere wurde die gute Reichsmark einfach von Tag zu Tag weniger Wert war.
 Ein Brot für 100.000 Reichsmark.
 Oder noch schlimmer war ja die Inflation während der Walmere publik 1923, wo dann irgendwann Brote, glaube ich, Milliarden kosteten.
 Also mit Armwarten, ihr hört schon aus diesen historischen Beispiel Inflation bedeutet, dass das Geld an Wert verliert.
 Das heißt also Preise steigen, weil für ein bestimmtes Gut immer mehr Geld investiert werden muss, sprich das Geld wird weniger Wert.
 Nun ist natürlich ein bisschen Inflation kein Problem, was wir gerade so als frappierende Beispiele zität haben, das waren ja quasi galoppierende Inflationen, hyperInflationen auch gerne genannt.
 Ein kleines bisschen Inflation allerdings halten Makro-Ekonomen gar nicht für verkehrt.
 Denn die Leute dann ihr Geld auch investieren und anlegen und nicht horten, weil wenn du es einfach aufs Bankkontolegst dann wird das halt immer weniger Wert gerade, weil du da wenig Zinsen bekommst und du weißt die Preise steigen, das wird tendenziell eher immer teurer.
 Und wenn ich was kaufen will, dann ist das halt heute billiger als in einem halben Jahr. Also hast du so ein bisschen anreiz zu investieren.
 Zufiel Inflation ist aber auch Mist, vor allem für Leute, die relativ wenig Geld haben, weil einfach viele Produkte sehr sehr viel teurer werden, ohne das gleichzeitig Löhne und Gehälter in dem selben Maß steigen.
 Also die zahlen dann auch unter den Strich einfach drauf.
 Genau, das gilt insbesondere natürlich für Menschen, die eben tatsächlich feste Löhne und Gehälter bekommen. Also Beamte oder allgemein Menschen im öffentlichen Dienst sind besonders gekniffen, denn bis der Gesetzgeber mal nachzieht und da erhöht dauerz-Ewig.
 Aber auch in der Privatwirtschaft gilt es natürlich, weil jedenfalls erstmal Tarifverhandlungen stattfinden müssen, tatsächlich Tarifverträge neu ausgangelt werden müssen.
 Das heißt also, wenn die Preise steigen, wenn das Geld weniger wert wird, dann gibt es gerade Menschen mit kleinen und mittelerem Einkommen, die da häufig verlieren.
 Auf der Gewinnerseite sind typischerweise Menschen, die zum Beispiel in Aktion investiert haben, weil die Aktion ja quasi Sachwerte sind, das in dem ich das unternehmen, das dahinter steht.
 Und wenn das Geld an Wert verliert, steigen prinzipiell auch die Aktion Kurse.
 Man will aber auch so ein bisschen Inflation haben, weil man nicht in die Deflation reinrutschen will. Also es ist ja so nicht so ganz einfach zu regulieren, wie viel Inflation haste denn jetzt.
 Aber was man halt vermeiden will, ist Deflation. Das heißt die Preise sinken und das bedeutet in der Regel zum Beispiel unter anderem, dass die Leute auf ihrem Geld hocken bleiben.
 Und das kann immer was kauft. Weil wenn du, weiß, das Fahrradkost heute 500 Euro, du weißt aber wenn ich noch einen bisschen warte, dann sind's vielleicht nur noch 450 Euro oder 400 Euro.
 Und dann kaufst du irgendwann nichts mehr und um nicht in diese Deflation zu kommen und du nicht genau auf so einer Nullgrenze immer rumreiten kannst, sagt jetzt zum Beispiel auch die europäische Zentralbank.
 Na so 2% Inflation, das ist eigentlich so unser Ziel plus minus.
 Warum ist das wichtig? Wir haben's schon gesagt, na ja, beispielsweise jetzt Bahnstreich, Lohnverhandlung.
 Da geht's natürlich darum, wie viel, um wie viel soll denn der Lohn steigen? Weil wenn dein Lohn nur um 1,5% steigt, du hast aber 2% Inflation.
 Ja, dann hast du unter und Strich 0,5% weniger Lohn in der Tasche.
 Ja, eine schätzliche Frage, warum steigt also die Inflation in Deutschland und übrigens auch in den Vereinigten Staaten aktuell auf Rekordwerte.
 Also zum Teil jedenfalls muss man sagen sind das wohl auch im Wesentlichen statistische Sondereffekte, denn die Preise werden stets im Jahresvergleich ermittelt.
 Also in diesem Fall im Vergleich zu 2020 damals war die Corona-Krise noch deutlich akute als die das heute ist.
 Insbesondere hat auch die niedrigere Mehrwertsteuer in der zweiten Jahres, halb der 2020 Produkte in Deutschland vergleichsweise billig gemacht.
 Generell gab es weniger Nachfrage nach Rohstoffen, weil die Industrie lammte.
 Das heißt also da gab es in 2020 eine ganze Reihe Corona-Bedingter Sondereffekte, die die Preise gedrückt haben.
 Zum Beispiel auch Energiepreise waren auch relativ niedrig, weil die Produktion insgesamt runtergingen die Nachfrage ging runter.
 Vor allem nach Erdöl, den menschbrechen ist der Erdölpreis zusammengebracht. Und da gab es eine ganze Reihe von Sondereffekten, die dazu führten des 2020 Preises sagen.
 Nun allerdings steigen die Preise wieder und dafür gibt es auch eine ganze Reihe von Gründen zum Beispiel natürlich seit Anfang 2021 eine CO2-Abgabe.
 Richtig, uns war von 25 Euro je Tonne und zwar in diesen Bereichen Verkehr und Gebäude, die ja wir in Deutschland national regeln nicht über den europäischen Emissionshandel, sondern das war es für hier national regeln.
 25 Euro je Tonne macht Diesel Benzin, hat es teurer gemacht. Auch Heizöl also gehen die Preise nach oben. Also mehr Inflation. Auch die Wirtschaft springt jetzt nach Corona wieder anders.
 Heißt die Nachfrage steigt nach Rohstoffen. Kredite sind gleichzeitig billig. Das heißt privat Leute und Firmen investieren. Es gibt eine hohe Nachfrage, weil eben die Leute wieder auch positiver in die Zukunft gucken und sagen, okay jetzt kann ich auch wieder Geld ausgeben.
 Gleichzeitig ist aber das Angebot an vielen Rohstoffen noch gering. Also ich habe jetzt gerade was gelesen über I-Bikes.
 Gibt es gerade so eine Fahrradmesser, dass die nach wie vor Probleme haben, Einzelteile zu bekommen und Frachtkosten sind enorm gestiegen.
 Und das hat also dafür zugeführt, dass die Preise steigen. Nachfrage hoch, Angebot gering. Erdöl, Energiepreise gehen nach oben.
 CO2-Abgabe, die Preise steigen, sprich, Inflation geht nach oben. Inflation liegt deutlich über diesen 2% die die ZBD-European Centralbank so als gute Richtmarke ausgegeben hat.
 Und jetzt wollte ich mir natürlich mal wissen, was denn da fand, tatsächlich zu halten. Und haben deswegen Marcel Fratscher gefragt, der ist Direktor des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung kurz die EV.
 Es gibt aber kein Grund zur Panik, denn das was wir jetzt sehen, inflation ist eine normale und sogar wünschenswerte Normalisierung.
 Denn im vergangenen Jahr mitten in der Pandemie sind die Preise zum Teil deutlich gefallen. Die Mehrwertsteuer wurde gesenkt, Energiepreise sind deutlich runtergegangen.
 Und jetzt sehen wir, dass die Mehrwertsteuer wieder erhöht wurde, dass Energiepreise und andere Preise wieder steigen. Daher ist diese Entwicklung eigentlich normal und ein Zeichen der Normalisierung.
 Bis jetzt in der Frage, ob die Preise auf die Prinzen auslegen, ob es sich um einen grundlegenden Trend wechselhandelt, der sagt, die Antwort darauf kennt man derzeit noch nicht.
 Marcel Fratscher, können wir uns das unterstellen, dass er die Antwort kennt? Es klingt ein bisschen so.
 Langfristig gibt es überhaupt keine Sorge oder Panik jetzt zu erwarten, dass die Inflation immer hochbleibt. Ganz im Gegenteil, das wäre ein Luxusproblem.
 Denn hohe Inflation entsteht dann dauerhaft, wenn die Wirtschaft bunt, wenn die Menschen mehr Nachfragen, wenn Unternehmen mehr investieren, als die Unternehmen an Angebot bereitstellen können.
 Und davon sind wir im Augenblick Meilenweit entfernt in Deutschland.
 Klingt ja nicht so dramatisch. Er sagt jetzt auch, ja hohe Inflationen ist auch. Vor allem nicht gut für Leute, die wenig verdienen, weil die Preise steigen.
 Und trotzdem gibt es ja aber eine Menge Leute, die sagen doch, hohe Flationen ist ein riesen Problem. Die ICB, die Europäische Zentralbank, so die Forderung von vielen, die müssen aufhören, quasi Geld zu drucken.
 Also die ICB gibt ja gerade sehr, sehr billige Kredite, die ICB sitzt so eine Art Grundzins, zudem sich Banken bei der ICB-Geltlein können und eine Forderung wäre der Zins muss hoch, damit die Zinsen für Banken und Unternehmen,
 teurer sind, damit weniger Geld in den Umlauf kommt, damit so die Inflation bekämpft wird.
 Ja, ich denke, die zentrale Frage ist woran liegt es denn eigentlich, dass jetzt die Preise nominiell steigen.
 Also, dass es jetzt nach einer so hohen Inflation aussieht, liegt es denn tatsächlich daran, dass viel zu viel Geld, viel zu leicht verfügbar ist.
 Oder sind das nicht tatsächlich eher Corona-Effekte. Und ich glaube, das kann man doch relativ deutlich identifizieren, dass jedenfalls zur Zeit ist.
 Und darum geht es, die Sonder-Effekte aus dem Jahr 2020 einfach jetzt weggefallen sind und dadurch statistisch eine Inflation eingetreten ist.
 Wenn jetzt in einem halben Jahr, dann ein Jahr weiterhin die Preise, der ad-Galopieren sollten, wie sie das jetzt quasi rechnere Schutan haben im zwölf Monatsvergleich, dann müsste man sich ernsthaft darüber Gedanken machen, ob wir nicht tatsächlich mehr tun müssen für Preisstabilität.
 Aber jedenfalls gegenwärtig würde ich das durchaus nicht sehen. Man muss sich eher Gedanken machen, ob man sektor-spezifisch eingrafen muss, in den Bereichen, wo tatsächlich die Preise den Menschen davon laufen.
 Das ist zum Beispiel das Thema Miete. Aber das wiederum liegt nicht an der großen Verfügbarkeit von Geld, sondern es liegt einfach an speziellen Sonder-Faktoren im Wohnungsmarkt.
 Ja, und ich vermute eben auch, dass so Leute wie Friedrich Merz oder so die fordern, dass die europäische Zentralbank weniger Kredite ausgibt, sprich auch weniger Anleihen kauft.
 Was ja mehr oder weniger dasselbe ist, nur eben dann, wenn es Anleihen kauft von Staaten wie Italien und Griechenland diesen Staaten eben kredit gibt, dass die ITB damit aufhören soll.
 Denn sie schmeißt ja damit Geld auf den Markt, ist viel Geld zur Verfügung, geist Preise steigen.
 Das ist der Hintergrund, warum viele das fordern, mit der Perspektive diese Staaten und deren Haushaltsdefizite nicht länger zu finanzieren.
 Ja, wir kommen zu unserem nächsten Thema, nämlich zum Stichwort Corona. Dieses Stichwort ist ja auch in diesem Block zum Thema Inflationen gerade schon mehrfach gefallen, Philipp.
 Und wie es seit etwa anderthalb Jahren gute Gewohnheit geworden ist in der Lage müssen wir auch in dieser Woche schauen, wie hat sich unsere Panimier entwickelt?
 Ja, also die sieben Tagesincidence, die ist ein bisschen schwank. Also RKI sagt, ist erst mal seit Juli leicht gefallen.
 Also 74,8 ist es im Vortag, 25,8. Es gibt aber auch bei den anderen Wählen immer mal Phasen, wo es ein bisschen runter ging und dann gegen die Welle doch weiter, Trend umkehr würde ich sagen, kann man das auf keinen Fall nennen.
 Auch die Zeit kommt zu anderen Ergebnissen, die das Corona der Sport der Zeit ist bei einer anderen Inzidenz von 78,7, also schon deutlich höher.
 Mit 32 % plus zur Vorwoche, die beziehen ja auch immer noch so andere Quellen mit ein als das RKI. Also ich würde sagen, da muss man mal abwarten, wohin der Trend da geht?
 Ja, auf jeden Fall bedenklich scheint mir, dass die Inzidenz in diesem Jahr 4-5 Wochen früher wieder angestiegen ist, als es im Vorjahr der Fahrbar war.
 Also im letzten Jahr begann die Herbstwelle etwa einen Monat später. Ursache dafür dürfte eben die Delta Mutante sein, die ja wir haben es in der Lage oft erwähnt, wesentlich ansteckender ist und in Einzelfällen auch zu oder in manchen Fällen.
 Einzelfälle stimmt nicht, in manchen Fällen auch zu Impfdurchbrüchen führt. Insbesondere finde ich bedenklich, dass lokale und gruppenbezogene Inzidenzen auch heute schon durch die Decke gehen.
 Das heißt also die vierte Welle wird zurzeit gerade eine Welle der jungen und ungeimpften Menschen. Zum Beispiel ist die Inzidenz in Nordrhein-Westfalen explodiert, vor allem unter Kindern.
 Aber auch lokal werden schon Inzidenzentalweise von über 200 festgestellt. Ich sah das gestern, als ich in einem Zug unterwegs war, zufälligerweise wurde gemeldet.
 Rosenheim hat eine Inzidenz von über 200 und das obwohl viele Menschen geimpft sind und sich ja damit weit aus weniger anstecken.
 Das heißt also unter den Menschen, die nicht geschützt sind, Kinder nicht geimpfte, da scheint die Pandemie doch ziemlich rasant zu grasieren und dazu passen auch die Zahlen aus den Krankenhäusern.
 Ja, die haben sich heute gerade heute noch mal gemeldet. Mit dem Hinweis, dass noch nie so viele junge Menschen in Intensivstationen und Krankenhäusern wahlen.
 Die Zahl der Coronapazenten auf Intensivstation ist jetzt schon wieder vielstelle ich. Gute Tausend, aktuell wohl 1036. Das ist ein Plus zur Vorwache von 32%.
 Und wenn es ungefähr Piemaldorben bei dieser Wachstumsgeschwindigkeit blieb, würden wir den bisherigen Höchstwert von über 5700 Menschen auf Intensivstationen aus dem Januar, wohl in 5 bis 6 Wochen erreichen. Also kurz nach der Wahl.
 Ja, mit anderen Worten, die Coronapandemie verschärft sich im Endspurt des Bundestagswahlkums. Aber irgendwie fühlt es sich momentan noch nicht so dramatisch an, wie es im vergangenen Jahr der Fall war, wobei es ja auch da ja politisch jedenfalls weitgehend wird.
 Es gab viele Warnungen von Gesundheitsexpertinnen, aber politisch ist ja viel zu lange nichts passiert. Es wird spannend zu sehen, wie das in diesem Jahr läuft.
 Jedenfalls aber hat der Deutsche Bundestag, in die sogenannte epidemische Lage von nationaler Tragweite noch mal um drei Monate verlängert.
 Das ist quasi die Feststellung des Bundestages, die eine ganze Reihe von außergewöhnlichen Eingriffsrechten für die Regierung von Bund und Ländern aktiviert. Die soll jetzt also gelten, was du das Enddatum für die Bienen war, es weitere drei Monate.
 War läuft das dann raus?
 Ich glaube, ich war es, glaube ich, vergangen eine Woche wurde das, glaube ich, beschlossen.
 Ich glaube, bis lang wäre es im September irgendwann ausgelaufen, Ende September, das heißt dann jetzt wohl etwa zum Jahresende.
 Aber noch mal zum Rück dazu, wer ist denn jetzt eigentlich betroffen? Man kann glaube ich sagen, es ist eine Welle der Ungeimpften.
 Also, das sind ungefähr 40 Prozent der Bevölkerung, die noch ungeimpft sind und das RKI hat vergangen eine Woche war, es sind Wochenbericht rausgebracht, der dazu einige interessantes in Zahlen parat hält.
 Und demnach sind unter den neuen Fällen, die registriert werden, Corona. 84 Prozent ungeimpft.
 Unter den Klinik-Einweisungen sind 93, über 3, noch fast 94 Prozent ungeimpft.
 Auf den Inzensivstationen sind 96 Prozent der Patienten ungeimpft.
 Und der Anteil der verstorbenen angemeldeten COVID-Fällen. Also die Fallstärblichkeit liegt deutlich unter einem Prozent, was erst mal eine gute Nachricht ist.
 Im Winter auch schon mal bei 5 Prozent, aber wir haben das ja hier auch schon mal vorgerechnet. Unter einen Prozent Fallstärblichkeit, das klingt erst mal ganz gut.
 Aber bei der Impfquote von irgendwie gut 60 Prozent sind immer noch 30 Millionen Menschen im Land ohne Schutz.
 Und wenn man davon mal ausgehen, dass halt jeder von diesen Menschen früher oder später mal krank wird. Und wir davon ausgehen, was weiß ich, 0,2 Prozent von diesen Menschen, die erkrankten sterben, dann sind es immer noch 60.000.
 Genau. Und das ist eine sehr, sehr optimistische Annahme, wenn man von dem etwa knapp 1 Prozent ausgeht, dass wir zurzeit messen.
 Ich glaube, es ist deutlich unter einem, aber genau. Aber das ist auch nur keine Ahnung, 0,6 Prozent sein. Dann wären es 180.000 Tote. Das ist fast das doppelte dessen, was wir zurzeit erlebt haben.
 Das heißt, also wir sind eben bei Weitem nicht über den Berg, wenn es um die zu erwartenden Erkrankungen und Todeszahlen geht und was man ganz deutlich sagen muss, das sind fast ausschließlich Menschen, die nicht geimpft worden sind.
 Ja, es gibt die sogenannten Impfdurchbrüche. Ja, auch Menschen, die doppelt geimpft sind, sind nicht 100 Prozent geschützt. Aber sie sind nahe zu 100 Prozent geschützt, davor an Covid-19 zu verstärken.
 Ja, der EKI hat auch noch mal in diesem Bericht die Effektivität berechnet. Also wie gut verhindert dann jetzt so ein Impfstoffenerkrankung und da kommen sie zu der Zahl ab 18 Jahre, hat der Impfstoffeneffektivität von 87 Prozent.
 Also das ist wirklich gut. Die erste Impfung muss man sagen, steigen wieder leicht. Das ist auch eine ganz gute Meldung.
 Meldung hat unterschiedliche Gründe. Jetzt dürfen halt auch Kinder ab 12 geimpft werden. Da kommen natürlich jetzt viele neu dazu, die erstmals geimpft werden. Wahrscheinlich spielt auch eine Rolle, dass Tests bald Geld kosten werden, was den ein oder die andere noch mal dazu ermutigt haben, dürfte sich impfen zu lassen. 3G droht.
 Wir sollten vielleicht noch kurz sagen, was bedeutet eigentlich 3G für die? Was ist damit gemeint? Es geht nicht um UMTS-Mobilfunk. Nein, getestet geimpft, genesen. Das sind die 3G. Die Rolle spielen und die große Debatte ist jetzt 3G oder 2G.
 Momentan gilt bundesweit für alle Veranstaltungen und Innenräume, vorgeschrieben, 3G-Regel. Also beim Friseur-Restaurantbesuch im Sovicino-Museum Hotel, wenn die lokale Instedents über 35 liegt.
 Was fast bundesweit der Fall ist, heißt 3G, das heißt Innenräume, muss man zertifikatvolllegen oder genesungszertifikatvolllegen.
 Was ja auch absolut Sinn macht, dass man zumindest die 3G-Regel einführt, um die Pandemie weiter im Griff zu behalten. Aber... Stand heute ist erst mal kein 3G in der Bahn geplant, Philipp?
 Ja, dabei klingt doch eigentlich die 3G-Regel in der Bahn erst recht logisch, wenn die schon im Kino oder beim Friseur gilt. Denn im Zug sitzt man ja stundenlang mit vielen Menschen in schlecht gelüfteten Räumen und sagen einmal die Maskendisziplin im Zug ist...
 Ich bin schon nicht ganz wenig zugefahren, so in den Ferien ist so mittel. Also manche Leute halten sowieso schon mal nicht so richtig ein und außerdem muss man sagen, jeder muss mal was essen oder trinken, dazu muss man die Maske absetzen.
 Mit anderen Worten 3G in der Bahn klingt wie No-Brainer. Eine hatte auch die Bundeskanzlerin, so gesehen, Angela Merkel hatte also die Forderung aufgestellt, doch mal zu prüfen, ob man nicht 3G jedenfalls in den Fernzügen der Bahn verpflichten machen könnte.
 Verkehrsminister Andreas Scheuer von der CSU hat daraufhin ein Prüfer verangestartet, das Ergebnis ist überraschend.
 Ja, Maßnahmen heißt es sind nicht umsetzbar. Auch Gesundheitsminister Jens Spahn von der CDU sieht das Thema nicht mehr auf dem Tisch.
 Ein Bildtev sagte er, ich sehe das nicht, kommen jetzt ist es weg. Ja, warum? Angeblich ist die Umsetzung schwierig.
 Sagt die Bahn, also logistik, dass so quasi dann nicht nur Tickets kontrollieren muss, sondern bei jeder, bei jedem auch noch sind sie gemf genesen, haben sie ein Test?
 Aber ganz ehrlich, wenn das Personal doch die Tickets checkt, ist das ein Pieps mehr. Mit anderen Worten, das halte ich persönlich für vorgeschoben, die süddeutsche Zeit, ob man die Stretien-Anung hat,
 berichtet, dass der wahre Grundwohl rücksicht der Bahn aufs Bahnpersonal sein dürfte. Die Süddeutsche berichtet, wie gesagt, die meines, weil die Süddeutsche nicht 100% sicher, dass die Eisenbahn Verkehrsgewerkschaft wohl gemauert habe
 und Bahninterntdruck gemacht habe, dass die 3G-Regel nicht kommen darf, denn die Mitarbeiterinnen, denn bei der Bahn hätten keine Lust auf solche Kontrollen.
 Sie hätten wohl Angst vor Stress mit Renitenten-Fahrgästen.
 Zurecht? Wird wahrscheinlich passieren? Wird wahrscheinlich passieren? Hätte ich auch kein Bock drauf. Aber kann das der Grund sein, das nicht zu machen?
 Meine Güte, also ich weiß, dann sollen sie Personal verdoppeln oder so. Wester und dann sind sie zu zweit oder oder oder.
 Also da gibt es pindig bessere Methoden, das umzusetzen, als zu sagen, machen wir nicht.
 Außerdem muss man sehen, kann natürlich so eine 3G-Regel selbst, wenn sie gilt, nur dann funktionieren, wenn sie auch tatsächlich wirksam umgesetzt wird.
 Und da sind diese QR-Codes, denke ich, auch nicht über jeden Zweifel.
 Nee, also da muss ich ehrlich sagen, das finde ich noch mit einer der größten Lücken, an denen nachgebessert werden muss.
 Ob das jetzt 2G oder 3G ist? Okay, aber es muss kontrolliert werden. Und ganz ehrlich, in Berlin, ich habe das auch aus anderen Städten,
 niemand scant diese Codes. Das beste, das höchste, der Gefühle ist, zeig mal dein Telefon, dann zeigst du halt im Zweifel und einen screenshot von irgendeinem QR-Code.
 Ja, okay, alles klar, ich bin geimpft. Dabei gibt es diese Apps, du kannst die als Veranstalt der Veranstalt darin, kannst du Scannen und gucken, ist dieser Codes gültig, ist diese Person geimpft.
 Und dann als zweites, musst du ja nicht nur gucken, ist dieser Codes gültig, sondern gehört der auch zur Person, die mir vor mir steht.
 Sprich, du musst ja eigentlich auch einen Ausweis vorlegen lassen und die Namen auf Zertifikat und Ausweis und das Voto-Bild vergleichen. Also das passiert nicht.
 Das passiert halt einfach nicht und ich muss ganz ehrlich sagen, ich hatte dann von vornherein auch so ein bisschen Sorge, aber ich glaube, Philipp, wir haben auch selber in der Lage, als wir vor Monaten schon über diese geplanten Impf-Zertifikatung gesprochen haben, haben wir das nicht deutlich genug kritisiert, dass das im Zweifel nicht passieren wird.
 Ich muss ganz ehrlich zugeben, ich war im Sommer zum Beispiel in Frankreich, da gilt die 3G-Regel schon deutlich länger und da wird das wirklich 100% kontrolliert.
 Du kommst nicht ins Restaurant, wenn du nicht dein Telefon dabei hast mit dem sogenannten Covid-Pass, aber niemand guckt auf den Ausweis.
 Also das ist nur selbst in Frankreich. Selbst in Frankreich guckt niemand auf den Ausweis. Und da muss ich ganz ehrlich sagen, da haben wir auch will so ein bisschen gepennt, würde ich jetzt mal journalistische Selbstkritik üben.
 Wir haben auch nicht kommen sehen, dass da quasi die Scan und Ausweis-Vergleich-Disciplin einfach so miserabel sein würde.
 Ich denke aus heutiger Sicht hätte man in den Zertifikaten ein Foto der Person mitkudieren können. Und müssen. Denn das geht ja technisch, wenn man kann ja in QR-Codes, jedenfalls ein niedrig aufgelöstes Foto hätte man da wunderbar mit Reimbau-Koll ein schwarz-weiß-Foto der Person.
 Und das wäre auch kein Problem gewesen, technisch denn diese Zertifikate werden ja sowieso immer in Anwesenheit der Person generiert. Du gehst halt zu deiner Apotheke, du gehst ins Impfzentrum.
 Und dann wo du deinen Code generieren lässt, dikst du sowieso deinen Personanersweis vor, dein Impfpass was auch immer. Und da noch mal ja gucken Sie bitte mal kurz hier in die Kamera.
 Und dieses Foto natürlich nicht in irgendeiner zentralen Datenbank zu speichern, sondern dieses Foto in den QR-Code einzuspeichern.
 So dass man den halt einfach ab quasi scant und dann erscheint auf dem Kontrollgerät das Foto, dann wäre zumindest diese offensichtliche Lücke beschlossen.
 Dann müssten man nämlich nicht Ausweis und Handy verlangen, sondern müsste man den QR-Codes-Gennen Foto mit dem Menschen vergleichen, der den es kutvorlichtfertigt.
 Hab ich natürlich andere Protest gegeben. Die Leute hatten dann kein Bock gehabt, sie auch noch zu fotografieren, dann wären wahrscheinlich noch weniger zum Impfung gegangen, ob gerechtwertigt oder ungerechtwert.
 Ja, aber das hätte viele abgeschreckt. Wenn sie sich ja, ich glaube schon, wenn sie sich im Impfzentrum noch alle hätten fotografieren lassen sollen, das hätte noch mehr Leute abgeschreckt.
 Ich finde das wirklich jetzt auch nicht so viel.
 Na ja, weil die Leute eh irgendwie sich was zurechtspinnen, dass der Staat sie alle speichert und verfolgt und eine zentrale Datenbank, obwohl sie nicht gibt, angelegt wird.
 Und wenn die dann hören, da musst du hin und dann wirst du fotografiert.
 Du weißt doch, wie die Leute sind. Die nehmen dann irgendein Anlass und spinnen sich ihre Geschichten darum und viele werden davon abgeschreckt werden, dass sie sich auch noch fotografieren lassen sollen. Ich bin mir 100% sicher.
 Jedenfalls, tatsächlich ist das wir heute vor der doch etwas irritierenden Erkenntnis stehen, dass schon die QR-Cords oftmals nicht eingeskennt werden.
 Vor allem aber systematisch niemand prüft, ob dem der QR-Code gehört. Auch tatsächlich der Mensch ist der vor allem steht. Das scheint sogar für den Bunn zu gelten.
 Also sogar bei den Flughefen gibt es wohl allenfalls Stichproben. Die seid in Frankreich, hab ich es auch so erlebt.
 Ja, da sinken ja die Zahlen in Frankreich.
 Da geht er, also dieser Erwert, wie viel steckt eigentlich eine Person an, die infiziert ist, alle anderen. Da geht der Erwert zum ersten Mal zwischen Deutschland und Frankreich auseinander.
 In Frankreich geht da runter, die Epidemie flaut ab nach diesen Zahlen und die Frage ist halt, liegt das daran, dass dann Frankreich das besser und härter und schärfer kontrolliert wird.
 Also das Ausweiskontrolle nein, aber immerhin muss man wirklich sehr systematisch seinen QR-Code fort.
 Ich war natürlich in Begleitung unterwegs und dieser Mensch hatte sein Handy einmal vergessen, als wir Abendessen waren.
 Keine Chance. Wir haben vorsichtig gefragt, wirklich, wir haben keine Chance.
 Musste dann also zurück in Hotel, Handy holen und vorzahlen.
 Ja, und zuständig sind in Deutschland die Kommunen und die Tats hatten Artikel geschrieben, haben wir auch verlinkt, wir haben so ein bisschen rumgefragt.
 Wer ist denn denn zuständig, wer kontrolliert das denn keiner weiß nichts.
 Also da ist überhaupt keine Struktur drin.
 Also ich würde nur in diesem dis abzuschließen. Also dieses Stichwort erzahlen in Frankreich in Deutschland.
 Es scheint zumindest so zu sein, dass das irgend die wirkt.
 Ja, die Impfkoden sind ziemlich ähnlich, was die beiden Länder angeht.
 Das zumindest wäre ein Erklärungsansatz mit Fragezeichen. Aber dass das in Deutschland nicht gemacht wird und dass das eine Riesenlücke ist für mehr Infektionen.
 Ich glaube, dafür hat kein Weg dran vorbei und so fordert eben auch Kalauterbach.
 Wir brauchen nicht 3G, sondern wir brauchen viel mehr 2G.
 Wir haben noch nicht 3G, wirklich wirksam eingeführt. Aber Lauterbach ist schon Schritt weiter und sagt,
 Lauterbach Gesundheitspolitischer Experte der SPD-Office hat da überhaupt kein Amt mehr.
 Aber ist ebenso der Vordenker und hat ja, das hat zum Interview mit der Lage gesagt vor einigen Monaten auch tatsächlich einen Hintergrund in Medizien und insbesondere auch in der Beschäftigung mit Infektionskrankheiten.
 Also Lauterbach fordert, wir brauchen sogar 2G.
 Philipp, was bedeutet dann überhaupt 2G im Unterschied zu 3G?
 Also test reicht nicht mehr. Du musst geimpft sein oder genesen sein, fertig aus.
 Und wenn du nicht geimpft oder genesen bist, dann bringt dir auch kein Test was. Da kommt es halt nicht rein.
 In Hamburg gilt sowas ähnliches schon. Das ist so eine Art 2G-Option. Also Veranstaltter veranstalt darin können 2G machen.
 Müssten nicht, aber können sagen, test bringt dir nichts. Du musst geimpft sein oder genesen sein.
 Und sonst kommst du dir nicht rein. Einige Clubs machen. Andere Clubs machen es nicht. Aber die Frage ist ja, wäre es rechtlich überhaupt zulässlich 2G zur Pflicht zu machen.
 Bundesweit, meine Dwegen.
 Ja, also darum, das Klo zu satieren. Jetzt reden wir von einer allgemeinen gesetzlichen Pflicht 2G für bestimmte Veranstaltung und bestimmte Räume.
 Eine andere Frage ist noch, ob private Betreiber das quasi in eigener Verantwortung verlangen kann.
 Da kommen wir gleich zu. Aber erst mal nur so, wäre eine Pflicht zu 2G rechtlich überhaupt zulässig. Gegenargument könnte natürlich sein Diskriminierung.
 Ist das nicht einfach eine unfairer Ungleichbehandlung. Und da muss man wie so oft einfach schauen, sind denn die Fälle überhaupt wirklich vergleichbar.
 Geimpfte oder genesenen haben ein deutlich geringeres Risiko sich zu infizieren. Wir haben die Zahlen über die Impfwürksamkeit eben gerade geschildert.
 Und sie haben eben auch deutlich geringeres Risiko selber anstecken zu sein. Andere Menschen zu infizieren. Ja, es gibt Impfdurchbrüche. Aber gleichwohl ist das Risiko, das von Geimpften und genesenen ausgeht.
 Deutlich geringer als das Risiko, das von nicht geimpften oder nicht genesenen Personen ausgeht.
 Das heißt also, dieser unterst du im Risiko, könnte die Differenzierung danach schon mal tragen. Ein Problem ist aber...
 Denn ganz kurz Diskriminierung heißt ja Ungleichbehandlung, aber ohne sachlichen Grund. Ganz genau. Diskriminierung bedeutet, zwei Gruppen werden unterschiedlich behandelt, obwohl sie vergleichbar sind.
 Oder, und das ist die 2. Hälfte, die habe ich vergessen wird, zwei Gruppen werden gleich behandelt, obwohl sie in einem wesentlichen Merkmal ungleich sind.
 Es gibt also durchaus auch Situationen, wo sogar Ungleich behandelt werden muss, weil es ansonsten einen Verletzung zum Beispiel von Artikel 3 des Grundgesetzes sein könnte.
 So, jetzt ist es aber nicht die Frage, wenn also das Risiko so unterschiedlich ist und dass die Differenzierung tragen könnte, geht in diese Risikomminimierung nicht auch durch Tests.
 Also sind nicht Tests tatsächlich, was das Risiko angeht, andere Menschen zu infizieren, vergleichbar mit einer Impfung oder einer Genese.
 Und da muss man sagen, nein, sind sie nicht. Diese Schnelltest, das wissen wir, die haben einfach schon ihre Wirkung, aber sind nicht annähernd mit der Infektionssicherheit von Geimpften oder Genesenen zu vergleichen.
 Dann gibt es natürlich PCR-Tests, die sind der Goldstandard, die funktionieren, aber es gibt eine zeitliche Lücke.
 Du lässt dich testen, dann dauert das, bis der Test ist, in der Zeit hast du noch Gelegenheit dich anzustecken. Also, das ist nicht das selbe.
 Oder, wenn man sich die Inkubationszeiten vorstellt, kann es halt sein, du hast dich heute infiziert, machst morgen ein Test, das Test der Gegnis kommt, dann geht es 2-3 Tage als Getest, die nachdem, wie lange der Test götig ist.
 Aber inzwischen ist die Inkubationszeit abgelaufen und du bist längst infektiv ist. Das ist ja das große Risiko, dass bei PCR-Tests im Raum steht.
 Und deswegen ist die Bottomline, die 2G-Regel dürfte aus meiner Sicht jedenfalls verfassungsrechtlich möglich sein, selbst als gesetzt.
 Sie ist nämlich keine Diskriminierung, weil diese Differenzierung auf einer rationalen Grundlage beruht, nämlich dem völlig unterschiedlichen Risiko für andere Menschen anstecken zu sein.
 Jetzt letzte Frage, was ist mit Privatpersonen, darf der Kinobetreiber, wenn es noch kein Gesetz gibt, darf dann der Kinobetreiber quasi freisch nahezu sagen, bei mir gilt 2G.
 Absolut, oder?
 Ich würde denken völlig klar, wenn man das schon gesetzlich einführen könnte, dann ist es ganz sicherlich auch keine verbotene Diskriminierung, die in irgendeiner Art und Weise für einen privaten Entgegen gehalten werden könnte.
 Noch eine spannende Detailfrage ist, wie es in das eigentlich im Arbeitsverhältnis kommt, immer wieder in der Diskussion, dürfen eigentlich Arbeitgebende von ihren Mitarbeitenden die Angabe verlangen, ob sie geimpft sind.
 Das ist ja jetzt in der Diskussion.
 Span sagt, er tentiert dazu, das zuzulassen oder zu ermöglichen.
 Also ich bin da vielleicht auch ein bisschen militant, aber ich bin eindeutig dafür.
 Ich muss auch ganz ehrlich sagen.
 Ich halte das auch für absolut zulässig. Ja, der Impfstatus ist tatsächlich ein besonders sensibeles, personenbezogenes Datum, das auch nach der europäischen Datenschutz-Grundverordnung, falls ihr einen besonderen Schutz unterliegt.
 Da kannst du nicht einfach so sagen, ich habe ein Bedürfnis für diese Datenverarbeitung, sondern da braucht es nur eine spezifische Grundlage, insofern wäre sicherlich eine gesetzliche Klarstellung, dass das Arbeitsrechtzulässig ist außerordentlich sinnvoll.
 Da teile ich die Einschätzung von Jens Spahn, aber grundsätzlich mal sollte das möglich gemacht werden und wäre das aus meiner Sicht auch Datenschutzrechtlich möglich, denn ein Arbeitgebender hat ja nicht nur quasi Datenschutzrechtliche Pflichten.
 Er hat ja auch sicherzustellen, dass er seine Mitarbeiter denn auch voneinander schützt.
 Wenn da jetzt einfach Leute miteinander arbeiten und nicht sagen wollen, ob sie geimpft sind, dann ist es ja gut möglich, dass ein nicht geimpfter, eben auch selbst geimpfte Person ansteckt, stichwort Impfdurchbrüche.
 Und da trägt der Arbeitgeber eine Verpflichtung, im Arbeitsverhältnis möglichst Infektionsgefahren zu minimieren. Außerdem gibt es ja ein, wie ich finde, anerkennend, zwerd das Interesse von Arbeitgebenden zu sagen,
 "Ja, ich möchte gegenüber meinen Kundinnen und Kunden für möglichst großen Infektionsschutz sorgen."
 Natürlich ist ein Kino attraktiver, wenn man sagen kann, hier sind alle Mitarbeiter denn geimpft, als wenn man nur sagen kann, wir hoffen mal, meine Leute sind klingt.
 Ja, und das Ganze vor dem Hintergrund, die Gefahr und das Risiko von diesen Impfungen ist wirklich minimalzt.
 Ja, wir haben jetzt mal das zu sagen.
 Wenn das jetzt wirklich signifikant ist, Risiko wäre sich impfen zu lassen, da würde ich sagen, gut, da kann man darüber reden.
 Aber wenn die Leute mit diesen Rechnungen ankommen, das ist mir zu riskant, dann kann man immer nur wieder sagen, dann darf so kein Auto fahren, dann darf so eine Spazier hingehen, weil das alles ein höheres Risiko beinhaltet, als sich impfen zu lassen.
 Oder man kann sogar beim Thema Covid bleiben. Man muss noch nicht mal, also ich finde die Vergleiche richtig Philipp, die du anstellst, man muss sie aber noch nicht mal quasi das Thema wechseln, man kann auch sagen, du findest die Impfung gefährlich.
 Okay, bei dieser Impfung wird dein Körper dazu veranlasst, einzelne Virusalweise zu produzieren für eine ganz kurze Zeit.
 Wenn du dir aber Covid einfängst, gedanken strich.
 Drosten sagt, das wirst du tun, unweigerlich in den nächsten Monaten gedanken strich. Wenn du dir also Covid einfängst, dann produziert dein Körper über Tage und Wochen viel mehr Virusalweise.
 Mit anderen Worten, du hast die Wahl zwischen einem Mini-Covid, das dich von einer ernsthaften Erkrankung schützt, oder du kriegst die volle Erkrankung mit allen ihren Risiken.
 Und damit ist eigentlich alles gesagt über die Frage, wie verhält es sich mit der Risikoabwägung?
 Wie kommt so ein nächsten Thema? Wir haben uns das aufgefallen, wir haben uns noch nie wirklich ausführlicher mit Polen beschäftigt. Unser Nachbarland dabei kriselt das in Polen schon seit einigen Jahren.
 Interessant, Philipp, desto du das so beschreibst, oder? Ich würde das sogar unterschreiben aus einer europäischen Perspektive.
 Ich bin mir aber gar nicht sicher, ob das auch die Binnenperspektive der Polinnen und Polen ist. Also jedenfalls, ja, jedenfalls aus der Perspektive einer, wenn auch dünnen Mehrheit in Polen läuft, alles ganz wunderbar.
 Unter der Führung der Nationalkonservativen "Peas" Partei. Aber aus europäischer Sicht ist Polen außerordentlich kritisch zu sehen.
 Und zwar insbesondere wegen bestimmter Reformen im Justizwesen, den nachgesagt wird, dass sie die Unabhängigkeit der Justiz massiv beeinträchtet.
 Also um das ganze konkret zu machen, die Debatte geht so weit, obwohl aus der EU austritt. Weil die EU, der Eugierha, die Kommission, der Meinung sind, das, was da in Polen jetzt sich justizsystem nennt, das hat mit demokratischen Werten und Norm und dem, wofür die EU steht, nur noch sehr, sehr bedingt etwas zu tun.
 Und da gibt es ein Riesenkonflikt, weil der europäische Gerichtshof Polen aufgefordert hat, diese Reform rückgängig zu machen, da stehen riesige Sanktionen im Raum. Also das geht an das Kern selbstverständnis der EU, ob sie solche Staaten wie Ungarn und vor allen Dingen jetzt auch Polen in ihrer Mitte dulgen wollen.
 Und um uns das mal ein bisschen genauer anzuschauen, haben wir jetzt einen Experten eingeladen. Nämlich Peter Oliver Löf, erst Professor und Direktor des deutschen Polen instituts und befasst sich natürlich berusmäßig sehr sehr intensiv mit Polen und ihnen also ein ganz, ganz herzliches zu kommen in der Lage, Herr Prof. Löf.
 Ja, schön guten Tag.
 In Polen ist ganz häufig die Rede von der punischen Regierung natürlich und von der sogenannten Peace. Erklären Sie doch unseren höheren und höheren erst mal, wer eigentlich in Polen gerade regiert, also welche Partei ist es und was sind zu deren zentrale Positionen?
 In Polen regiert seit 2015 eine Partei, eine Partei in Koalition eigentlich, die sich vereinigte Rechte heißt, weil die größte Partei, die mit Abstand, die Partei Recht und Gerechtigkeit ist abgekürzt, Peace, Bonnish, Bravo ist Pravedliwacht.
 Recht und Gerechtigkeit ist das Programm dieser Partei, seit sie gegründet worden ist von Jardos Havkajinski zu Beginn der Nuller Jahre. Es ging schon von Anfang an darum, das Rechtssystem in Polen zu reformieren und eine Gerechtigkeit herzustellen, die so die Tese dieser Partei in Polen bis dahin nicht bestand, bei bestimmten Gruppen privilegiert gewesen sein in der Politik und in der Gesellschaft zum anderen nicht.
 Das waren früher postkommunistische Seilschaften, BSCs und Netzwerke, die wollen sollten zerschlagen werden, das war quasi die Ausgangsposition.
 2015 hat diese Partei mit der Roscow-Kajinski gewonnen, das kam etwas überraschen für einen größeren Teil der Öffentlichkeit in Europa, aber das war eine Situation in der die liberale Vorgängerregierung, lange unter Donat-Tus, gefasst acht Jahre regiert hatte.
 In der diese liberale europafontische Partei an Dynamik verloren hatte, das war irgendwie Zeit für etwas Neues, das ist dann zu rechten, das heimlich zu rechten, hin Ausschwank, war etwas, womit man nicht unbedingt gerechtem Pate.
 Es gelang Kajinski, vor allem in dem er andere kleinere Parteien und politische Milieusansichtband, heute besteht die Regierung in Polen aus zwei bis drei Parteien, das ist nicht so einfach zu sagen, also das ist die Piste, die größte,
 daneben gibt es die kleinere Partei solidarische Polen, das ist die Z
 und jetzt ist er der Konflikt zwischen Polen und der EU schon ein bisschen älter und im Kern dreht es sich nicht nur, aber im Kern dreht es sich darum, wie unabhängig und demokratisch ist eigentlich noch die polnische Justiz, das spitzt sich immer weiter zu.
 Das ist eine große Kritik, die polnische Justiz sind nicht mehr demokratisch und unabhängig, die kristallisiert sich so an drei, vier Elementen des polnischen Justiz-Systems.
 Das müssen wir unseren Hörern und Hörern ein bisschen der Reihe nach erklären, die eine Institution, die da immer genannt wird als problematisch, ist der nationale Justiz-Rad.
 Das ist mit dem Aufsicht und warum ist das vielleicht aus demokratischer Sicht ein Problem? Genau, der erste nationale Justiz-Rad oder auch Landesrichter-Rad ist das Grenium, das für die Besetzung und die Annämmung von Richtern zuständig ist.
 Das also im Grunde einen wesentlichen Teil des polnischen Justiz-Wessens mitbregt, weil natürlich durch die Bestellung oder nicht Bestellung von Richtern auch bestimmte politische oder weltanschauliche Strömungen im Justiz-Versystem verankert werden können.
 Die neue Aufstellung des Landesrichter-Rates war letztlich der zweite Schritt nach dem ersten Schritt, der von der Peace begangen wurde, gleich nachdem sie die Macht ergriffen hat oder die Regierung noch mal nommen hat, Ende 2015.
 Der erste Schritt war, ist das Verfassungsgericht auf ihre Seite zu bringen, indem gegen diese Gesetz eigentlich einige Posten im Verfassungsgericht neu besetzt wurden, mit Regierungsnahen mitgliedern.
 Der zweite Schritt war dann unter-zu-hilfe-Nahme auch das Verfassungsgericht und natürlich der Mehrheit im polnischen Parlament im SAME, den Landesrichter-Rad auf eine regierungsfreundliche Linie zu bringen, indem hier verschiedene Gesetzgebungen durchgesetzt wurden, die darauf hinaus liefen, den bisherigen Landesrichter-Rad zu beseitigen, in neu zu besetzen, während er bis dahin zu einem größeren Teil von den Fachverbänden, von den Juristen selbst, mit besetzt wurden.
 Also auch so eine Art Selbstorganisation der porn-espochnischen Justizwesen zwar, ist er nun zu einem weitgehend politisch bestimmten Glingium geworden.
 Vom SAME, vom Parlament, wurden die Mitglieder bestimmt. Es sind fast nur Personen, die auf regierungslinie liegen.
 Und dadurch ist natürlich eine politisierung oder eine politisch motivierte Personnege neu aufstellungen des Justizwesen ist möglich geworden.
 Und daran entzündet sich die Kritik eines Großteilens der Europäischen Union, der Ambrückwächeln Kommission, der wenige Kommission, die sich mit diesen Fragen recht schatigkeit beschäftigt, die alle sagen, das ist eine Über- die Grenzen des erlaubten hinausgehende politisierung der Einendung von Richtern im Polen.
 Ja, machen wir das doch vielleicht mal ein bisschen praktisch. Vor einigen Wochen machten ja Nachrichten, die Runde, dass es in Polen eine weitere restrietive Einschränkung des Rechts auf Schwangerschaftsabbruch gegeben hat.
 Da gab es sogar europaweit Demonstrationen, wo sich Menschen mit den betroffenen Frauen in Polen solidarisiert haben. Können Sie das mal erläutern an diesem Beispiel, was diese, wie Sie sagen, politische Besetzung von Richter*innen stellen in Polen eigentlich konkret bedeutet?
 Ja, da sind wir wieder beim Verfassungsgericht, dass in dieser Frage der Schwangerschaftsabtreibung da preibend Setzgebung entschieden hat und ein Gesetz verschärft hat, das letztlicher 2025 Jahren einen gewissen Konsens, weil da Schwangerschaftsunterbrechung und Polen dargestellt hat, es waren, dass Schwangerschaftsabbrüche in bestimmten Situation erlaubt.
 Diese Zahl, diese Ausnahmen ist jetzt deutlich reduziert worden und das Verfassungsgericht, das eindeutig natürlich mittlerweile beherrscht wird von Richter*innen und Richter*innen die der Regierungspartei nahe stehen und die eher dann katholisch, national katholisch-hundementalistische Rilien verfolgen.
 Das hat so entschieden, das kam der Politik der Regierung gelegen. Da gegen hat es dann Proteste auf der Straße gegeben, auch Proteste der politischen Opposition in Polen, das waren wiederum massive Proteste, wie es sich schon vor 3-4 Jahren gegeben hat, als auch schon mit das Thema Abtreibungsgesetzgebung aufs Programm genommen wurde.
 Diese Proteste haben zu einer Mobilisierung, die beralen Teilsteuöffentlichkeit geführt. Die gingen in großer Zahl auf die Straße, letztlich aber hat das nicht viel bewirkt. Die Regierung hat ihre Ding durchgezogen und so sind nun von fröhnen, die vergewaltigt worden sind oder wo abzusehen ist, dass die Kinder mit Erbschäden auf dem die Welt kommen, da unsintrum und so weiter.
 Diesen ist gezwungen, falls sie abtreiben wollen ins Ausland so gehen und das im dort quasi illegal zu machen.
 Die Klinemen wir das noch mal weiter durch. Sie haben die Besetzung des Verfassungsgerichts angesprochen, den Nationalen Justizrat, die Politisierung haben sie angesprochen und ein weiterer großer Streitpunkt mit der EU ist die sogenannte Disziplinarkammer.
 Was hat damit auf sich und warum ist das aus Sicht der EU ein Problem?
 Die Gienerkammer ist eine vor wenigen Jahren von der Peace-Regierung geschaffene weitere Kammer im obersten Gerichtshof. Das ist in jedem Verfassungsgericht quasi die zweite Spitze des Pornischen, der eponischen Justiz-Paramide.
 Die Schaffung dieser Kammer geht auch auf einer Ausgangsthese der Peace-Zirück schon vor vielen Jahren. Die Lautehese lautet die Richterklasse in Polen, die gesamte Justiz-Klasse. Sie sprechen von Kaste. Diese Kaste sei korrupt. Sie sei von liberalen oder postkommonistischen Erliten durchs Zeugt würde man das mal gleich so ausdrücken und man müsse alles tun, um die Richter auf Linie zu bringen.
 Es wurden dann einige populistische Beispiele von einigen Richtern, die irgendwie ein Fahrer in Straßenverkehr sich erlaubt haben oder eine Richterin, die irgendwie 2 Schokorie im Supermarkt geklaut hat.
 Das wurde dann so quasi populistisch aufgebaut und hat gesagt, die sind letztlich gesetzes Freie. Sie können strafluss verbrechen begehen und man müsse deswegen die Bestrafung von Richtern deutlich stärker ermöglichen.
 Das hat natürlich noch einen zweiten Hintergrund. Der zweite Hintergrund ist, dass viele Richter nicht im Sinne der regierenden Geurteilten haben, sondern in vielen Fragen sich auch mutig gegen gesetzes Initiativen oder gegen offensichtlich auch verfassungswidrige Vorgänge der Regierung im Gewerthaben.
 Der hier wollte sich die Regierung die Möglichkeit schaffen, Richter zu diskiklinieren, Richter, die ihr nicht genehm sind, vielleicht nicht gleich zu entlassen, aber in irgendeinen Provinzgericht im Hintersten Polen zu schicken, schicken zu können.
 Und das sind genau die Schritte, die das prognische Justizministerium auch begeht.
 Das ist ein interessanter Weise, hat der Justizminister, deswegen ist Europa, ich habe vor Kurven kaum, dass er Minister geworden ist, seinamt zusammengelegt, auch mit dem Staatsanwalt.
 Also der Justizminister ist gleichzeitig generell Staatsanwalt und hat insofern auch eine sehr große Einflussmöglichkeit auf das gesamte Justizsystem in Polen.
 Und das passiert auch, also die Schissepinakamer, die gibt es ja, da kann jetzt sozusagen Disziplinarverfahren gegen irgendwie 10.000 polnische Richter eingeleitet werden und weil der Justizminister auch generell Staatsanwalt ist, kann er eben auch Staatsanwälte annennen und in Verfahren auch in Ermittlungen auch direkt eingreifen.
 Das ist jetzt aber auch nicht nur eine theoretische Möglichkeit, sondern das passiert auch.
 Das passiert auch, dass das hier den Einzelfällen, es gibt dann auch Beförderungen von Provinzrichtern an wichtige Gerichte in der Hauptstadt oder in den Großstädten, das sind dann Richter die besonders regierungsfreundlich agieren.
 Und das führt zu einer immer weiter voranschreitenden Deformation und politischen Beeinflussung des Gerichtswesens.
 Und es ist dann sehr sehr problematisch. Es gibt dagegen natürlich auch Widerstand von den Selbstorganisationen, verbänden der Richter der Juristen in Polen, die immer wieder dagegen Kritik erheben versuchen, die Dinge zu stoppen, eine öffentliche Debatte anzudrehen, anzukorbeln.
 Das ist, bis zu einem bestimmten gerade möglich, aber aufgrund der stark polarisierten Öffentlichkeit in Polen wird das von einem Teil der Bevölkerung gar nicht wahrgenommen.
 Von dem Teil, die nur die Staatsmädien verfolgen und die Rihungsnahrenmedien.
 Und so kommen wir eigentlich auch in diese Debatte nicht weiter.
 Polen ist zweiteteilt in der öffentlichen Wahrnehmung und letztlich vollzieht sich auf der einen Seite dieser politischen Messzene eine immer stärkere Politisierung der öffentlichen Lebens.
 Sie haben ja gerade schon die politische Situation in Polen, insbesondere in der pionischen Bevölkerung, auch angesprochen.
 Nun hat ja die pionische Regierung vor einigen Wochen angekündigt, die Disziplinarkamer in ihrer bisherigen Form aufzulösen, zugleich aber auch angedeutet, dass man ein ein ähnliches Institut widerschaffen wird.
 Dementsprechend halten in der Europäischen Union die Diskussion darüber an, ob man Polen jetzt durch Sanktionen zwingen könnte, der Justizie da mehr Unabhängigkeit zu gewähren.
 Was denken Sie? Unabhängig von der Frage, ob es dafür überhaupt auf der Ebene der Europäischen Union eine Mehrheit gibt, wie wirksam könnten solche Instrumente sein?
 Was würden solche Sanktionen in Polen bewirken?
 Ja, es ist erstmal natürlich, dass ich die Frage, ob es rechtliche Möglichkeiten gibt, diese Sanktionen einzuführen.
 In Polen argumentiert immer ja andere europäische Länder, haben ja endlich Regelungen, die in Polen, auch in anderen Ländern werden richter durch politisch dominierte Grimien genannt.
 Das ist eine Verteidigungstrategie, die eigentlich manchmal funktioniert hat und auch welchen Zukunftsfunktionieren kann.
 Wenn es aber tatsächlich dazu führen sollte, dazu kommen sollte, dass Sanktionen erhoben werden gegenüber Polen.
 Stellt sich immer die Frage, ob das nicht letztlich, wenn ihr den in Polen schadet, die sich auf die Seite der Rechtsstaatlichkeit der pro-europäischen Teilseitschaft stellen, weil natürlich Sanktion alle treffen.
 Seit denn, Sanktionen werden ganz gezielt nur gegen einige Personen und Persönlichkeiten vorgenommen.
 Also, die Rede ist ja davon, dass beispielsweise die EU Geldstrafen verhängen könnte oder zumindest Bandragen könnte beim europäischen Gerichtshof oder auch die Auszahlung der Corona-Hilfen zu verzögern oder eben Geld mit Hinweis auf mangelnde Rechtsstaatlichkeit aus dem Haushalt zurückhalten könnte.
 Also, das sind in erster Linie finanzielle Sanktionen, die da in der Debatte sind und die sagen, sie würden dann aber alle treffen.
 Die Sanktionen werden alle treffen. Irgendwie würden die gesamte Bevölkerung treffen.
 Bei Polen, doch in einer hibblichen Maße von den EU-Suppensionen und von den Zahlungen, die Reaktzahlungen aus Brüssel abhängig ist.
 Ein großer, teiles, pornischen Wirtschaftswunders der letzten Jahre verdankt sich in dieser Unterstützung, dieser finanziellen Unterstützung aus Brüssel.
 Und dann würde die Regierung natürlich schon irgendwann eine Decke Demationsprobleme kriegen, ein Rechtfertigungsproblem.
 Und warum sie es zugelassen hat, dass diese Sanktionen, dass diese finanziellen Einschränkungen durch Brüssel dann durchgeführt worden sind.
 Ob es aber wirklich so weit kommt, ist es schwer zu sagen. Es gibt natürlich die Verzögerungstaktik von Brüssel, die jetzt auch die Corona-Hilfen zurückhalten und sagen, legt uns mal hier aus Waschauen noch mehr genauere Informationen vor, über das, was er vorhabt.
 Aber wie weit man das wirklich treiben kann, ohne die Regierung in Wachschau so weit zu bringen, dass sie einen weiteren Schritt vielleicht einschalten können, einen Schlagen könnte der Polen aus der Europäischen Union herausführt.
 Das ist noch eine Frage.
 Wie ernst nehmen Sie diese Debatten um so ein Pollexit, also so ein Exit, Polens aus der EU,
 weil die Spannung zwischen dem, was die EU sich auf die Fahnen geschrieben hat, an demokratischem Rechtssystem und unabhängiger Justiz und dem, was in Polen passiert, ja offensichtlich über die Jahre immer größer geworden ist.
 Wie wahrscheinlich ist so ein Austritt, Polens aus der EU?
 Ich halte ihn für ja unbahrscheinlich sowohl der Europäische Union, die Europäische Kommission als auch die Branscher Regierung selbst wissen,
 dass eine absolute Mehrheit der Polen und Polen möchten, dass Polen in der Europäischen Union bleibt. Das sind Werte von 80, über 80 Prozent der Polen, die ein weiterer und ein verbleibter Polen seiner Europäischen Union möchten.
 Und dagegen kann letztlich auch eine polenische Regierung nicht ankommen, weil sie sich dadurch ihren nächsten Mal sieg nehmen würde.
 Die Polenische Regierung beschreibt so eine Strategie, zwei Schritte nach vorne, einen Schritt zurück. Dann versucht man wieder etwas zurückzunehmen von den Angekündigten, sogenannten Reformen und versucht Zeit zu gewinnen, auch gegenüber der eigenen Wählerschaft, der Hardcore-Wählerschaft, die von der EU erwarten, dass sie hier selbstbewusst und im nationalen Interesse gegen Küssel agieren.
 Das ist so eine Gradwanderung der Regierung, das kann natürlich unter bestimmten Umständen auch dazu führen, dass plötzlich ein Punkt erreicht ist, wo Polen tatsächlich irgendwie in bestimmten Bereichen der Europäische Union verlassen wird, werden könnte oder das Sensation eine größere Umfang ist verhängt werden können.
 Aber zurzeit ist das so wirklich wie so eine Gradwanderung und man muss schauen, wie sich auch das von dem Hintergrund der Sabolatilen, der sehr unklarend in den politischen Lage in Polen in den nächsten Monaten entwickeln wird.
 Aber wenn jetzt Polen sich dafür entscheidet und das Verfassungs-Tribunal sagen sollte, ja, wir halten uns nicht mehr oder wir fühlen uns nicht mehr an Vorgaben zum Beispiel, das europäischen Gerichtshofsgebunden, der ja angemahnt hatte, bestimmte Reform wieder zurückzunehmen, weil sie eben und demokratisch sein wie diese Disziplinarkamer.
 Wenn Polen sich da quasi ausklingt, wie soll das weitergehen?
 Ja, gute Frage. Da auf diese Frage, wissen wir, wahrscheinlich wenige Menschen eine Antwort bisher, sollte Polen das beschreiten, würde sicherlich europaweit eine große Debatte einsetzen,
 darüber, wie das Verhältnis des europäischen Rechtssystems über die nationalstaatlichen Verfassungen ausschaut. Da gibt es ja in verschiedenen Staaten und Diskussionen und Debatten, die sich auch über jahrelische Bereizien strecken.
 Auf der anderen Seite wäre man erst mal in so einer Position des Schulterzockens unter großen Frage zeichnen und das würde der Monate dauern, bis sich neue Positionen wahrscheinlich herauskristallisieren würden.
 Und das ist ja darum auch diese hinhaltete taktik der pornische Regierung. Man wird nicht ganz knallhart sagen, jetzt werden wir die Rechtssysteme der europäischen Union nicht mehr anerkennen, sondern man würde auch hier wieder zugeständen machen.
 Man würde einfach darauf spekulieren, dass die Dinge sich aufgrund ihrer gewaltigen Komplizität, die kaum jemanden mehr versteht, weder in der pornischen Bevölkerung noch wahrscheinlich auch in der großen europäischen Öffentlichkeit,
 dann würde darauf spekulieren, dass die Dinge sich irgendwann im Sande verlaufen werden, wenn man sich irgendwie so weiter durchwurschtigen kann.
 Ich würde noch mal interessieren, welche Motivationen eigentlich auf Seiten der pornischen Regierung deine zentrale Rolle spielt. Sie hatten angedeutet, dass es jedenfalls nach außen geht, um Überwindung quasi von restbeständen kommunistischer Seilschaften in der Justiz.
 Auf der anderen Seite kennen wir aus anderen europäischen Ländern ja auch Einflussnahmen auf die Justiz, die ganz andere und im Kern tatsächlich und demokratische Ziele verfolgt, denken wir an Ungarn.
 Wo sich jedenfalls sehr deutlich der Eindruck aufdrängt, dass es eigentlich vor allem darum geht, die eigene Macht der ungarischen Regierung bis in alle Ewigkeit auszudehnen.
 Wie sehen Sie das? Also ist die Peace-Regierung tatsächlich dabei, vormal innerhalb der Strukturen eines demokratischen Staates die Demokratie abzuschaffen oder geht es denen tatsächlich noch um Sache Interessen?
 Es geht in erster Linie um die Interessen, das per Treifositzenden Jairoswaff Kaczynski, der seitdem ja in die Politik eingetreten ist, Ende der 80er, am 1990er Jahre, besessen ist von der Vorstellung angreifbar zu sein.
 Er will sich unangreifbar machen, und damit auch seine Regierung will möglichst alle Elemente zurück drängen, die es seinen Gegnern erlauben, gegen ihn agieren zu können.
 Deswegen ist der Versuch, das Justizsystem einzuhiegen und es so zu deformieren, dass es keine größere Gefahr mehr für die vorhabende Regierung darstellt.
 Und vor dem selten Hintergrund auch die Absichten, die Medienlandschaftimpolen zu beeinflussen, um regierungskritische Medien zurückzutrennen.
 Und noch eine ganze Reihe von weiteren Maßnahmen auf dem Gebiet der Geschichtspolitik, auf dem Gebiet der Außenpolitik, letztlich einer Innenpolitik ist, alles das zieht darauf ab, sich hier unangreifbar zu machen.
 Aber unangreifbar zu machen, das klingt in meinen Orn sehr und demokratisch, denn Kern-Element eines demokratischen Staatswisens ist doch das macht eben nur auf Zeit ausgeübt wird.
 Und sich regelmäßig wieder insbesondere der Kontrolle durch Wahlen stellen muss, aber eben in einem Rechtsstaat auch der Kontrolle durch andere Gewalten.
 Also wenn jemand gewählt ist, kontrolliert er vielleicht die Legislative oder wenn jemand direkt als Präsident gewählt ist, ist er eben die Exekutive.
 Aber muss sich dann doch immer noch der Kontrolle durch die anderen Gewalten, insbesondere die Justiz stellen, ist es denn dann nicht doch im Kern eine und eine und demokratische Agenda, wenn man sich von jeder Kontrolle freistellen will?
 Man kann es so bezeichnen, dass das und demokratische Elemente enthält.
 Auch wenn die Regierung anders argumentiert, sie sagen wir verkörpern, letztlich die Demokratie, wir wurden gewählt, wir haben die Mehrheit und wir haben das Recht, das Land so zu gestalten, die wir das wollen.
 Und hier treffen unterschiedliche Vorstellungen von Politik, von Rechtsstaatlichkeit, von Liberalismus, von Europa aufeinander.
 Und aufgrund der Tatsache, dass in Prolen durch diese Polarisierung der politischen Öffentlichkeit auch so wenig miteinander diskutiert wird.
 Und dann letztlich trisch die eine Seite immer nur auf die andere ein.
 Gibt es zurzeit auch wenige Möglichkeiten, hier über die Lager hinweg Konsens zu bilden, Kompromisse zu finden, überhaupt ins Gespräch zu kommen.
 Und so geht dieser Zug in Richtung einer sanften Autorepteren Demokratie, wenn man das mal so nennen möchte, weiter.
 Vielleicht zum Abschluss, als letzte Frage, sehr gesagt, Sanktionen, Wirkung, offen, unklar.
 Aber was würden Sie denn denken, als Polen, Kenna, welche Hebel stehenden der EU, der Kommission, vielleicht auch Deutschland, an Anstand zur Verfügung, um auf eine demokratische Struktur in Polen einzurwirken?
 Gut, zum einen gibt es in Polen eine starke Opposition. Die Opposition hat beide Nächsten behalten, die offiziell 23 stattfinden, gute Chancen, möglicherweise die Regierung bilden zu können, falls sie koordiniert und gut vorangeht.
 Diese Opposition sollte auch von den liberalen Kräften in Europa natürlich weiter unterstützt werden.
 Das zweite ist, dass Europa sich hüten sollte, so mit dem drohenden Zeigefinger immer nach Polen zu schauen und der ponischen Gesellschaftenpolitik vorgaben zu machen,
 sondern trotz aller Eritationen und trotz aller Probleme, die man mit Wahrschau hat, muss man immer bemüht sein Polen auch zu verstehen.
 In seinen historischen Bedingen treibt in den sozialen Bedingen treibt mit all seinen Problemen, die das Land hat, auch mit seinen durch die Geschichte Bedingtenproblemen, der Welt kriegt, der zweite Welt kriegt ihm viel Millionen Toten und Opferunzerstörung.
 Das spielt irgendwie sopektiv immer noch eine wichtige Rolle für Menschenimpolen, für die Gesellschaftimpolen, für die politische Kultur und die politischen Diskurse.
 Also nicht nur sagen wir wissen das besser und macht das mal bitte so, wie wir uns das vorstellen, sondern immer auch hinhören und ins Gespräch kommen und auch mal vielleicht ein Auge zu trücken oder eine Kröte hinunterschlucken und Polen mitdenken, mitdenken, mit hineinholen in die wichtigen europäischen Debatten.
 Auch wenn es manchmal W tut, auch wenn mal ein Vertreter der Polenstruktierung Dinge sagt, wie man nicht hören möchte und die vielleicht auch nicht wirklich durchdacht sind, aber man darf einfach nicht Polen außen vorlassen, sondern man muss immer daran denken, Polen ist eines der wichtigsten Länder, eines der größten Länder der europäischen Union und wir können Europa nicht voranbringen, wenn es uns nicht gelingt, Polen mit in diesen politischen Menschen Europas dabei zu halten.
 Ja, ganz herzlichen Dank, das war im Gespräch mit der Lage Nationen, Peter Oliver Löfe, der ist Direktor des deutschen Poleninstituts. Vielen Dank für dieses Interview.
 Ja, sehr gerne.
 Also, aus dem Interview habe ich mitgenommen, dass vor allen Dingen kritisiert wird, in Polen, dass Richter abgesetzt werden können und Richterinnen, dass Disziplinarverfahren gegen Richter und Richterinnen eingeleitet werden können, dass das alles furchtbar leicht geht und vor allen Dingen auch politisch gesteuert funktioniert, um die Richter und Richterinnen.
 Einzuschüchtern, ihn Angst zu machen, sie vielleicht aus dem Amt zu drängen, wenn sie politisch unangenehme Urteile fällen und dann fragt man sich natürlich, wie ist das eigentlich in Deutschland?
 Also meine, auch in Deutschland werden doch Richter und Richterinnen, die fallen auch nicht vom Himmel, sondern die werden doch auch annannt und berufen vom Staat und auch wieder rausgeworfen vom Staat. Wie ist das hier?
 Ja, in der Tat, auch in Deutschland werden Richterinnen und Richter von den anderen Gewalten ins Amt berufen, wenn man so will.
 Das ist in anderen Ländern so ein bisschen unterschiedlich, was typischerweise auf jeden Fall geschieht, ist eine Auswahl des Personals durch die Exekutive.
 Also normalerweise sind es die Justizministerien, bei denen man sich bewirbt, wenn man Richterinnen oder Richter werden möchte und die dann auch die Auswahlentscheidung treffen in manchen Bundesländern.
 Gibt es dann noch eine Bestätigung dieser Auswahlentscheidung durch einen sogenannten Richter-Wahlauschuss, ist es zum Beispiel in Berlin und Brandenburg.
 Das heißt, da gibt es dann eine Vorschlagsliste von in Berlin zum Beispiel der Senarzuwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung.
 Das Klemmer war ich auch mal mit dabei, da gibt es nicht vertiecht, ob eingehen. Was sie sind dafür zuständig, und diese Vorschlagslisten zu schreiben.
 Und dann gibt es ein Richter-Wahlauschuss, der es besetzt unter anderem aus Mitgliedern des Abgeordnetenhauses, also das Berliner Landesparlaments.
 Und die entscheiden dann welche Richterinnen und Richter eingestellt oder auch befördert werden. Also wenn zum Beispiel eine Beförderung stehen geht, muss das auch durch ein Richter-Wahlauschuss.
 Also das gilt für alle Richter und Richterinnen?
 Ja, das heißt also, die Exekutive, also es gibt noch dann den Spezialfall, das zum Beispiel die Arbeitsrichterinnen und Arbeitsrichter, also Richterinnen und Richter am Arbeitsgericht nicht von der Justizverwaltung vorgeschlagen werden,
 sondern da ist dann die in der Hinzuarbeitung, die für Arbeit und Soziales zuständig ist und so aber im Prinzip alle Richterinnen und Richter werden von der Exekutive ausgewählt und in manchen Ländern noch mal von der Legislative bestätigt.
 Okay, und wie fern ist das jetzt ein Unterschied zu dem, was wir aus Polen gehört haben?
 Na, die Einstellung ist weniger das Problem als Disziplinarentscheidungen gegen Richterinnen und Richter.
 Da ist das Verfahren in Deutschland nämlich tatsächlich so ausgestaltet, dass die Justiz sich in Grunde nur noch selbst kontrolliert.
 Dass es geregelt in § 77 des deutschen Richtergesetzes, das ist noch nicht gejendert.
 Danach werden in allen Bundesländern sogenannte Dienstgerichte gebildet und die entscheiden über die Nichtigkeit einer Ernennung, die Rücknahme einer Ernennung, die Entlassung, Versetzung in den Rohestand wegen Dienstunfähigkeit und sogar die eingeschränkte Verwendung wegen begrenzter Dienstfähigkeit.
 Mit anderen Worten, alles was man sich so vorstellen kann, um einen Menschen der einmal Richter oder Richterinnen geworden ist, wieder aus dem Dienst zu kegeln. All das ist letztlich nur durch Richter spruchmöglich.
 Also nicht die Exekutive, die Exekutive kann das Verfahren betreiben, aber die Entscheidung liegt immer bei der Judikative selber.
 Also, das heißt, die Länder entscheiden dann, wo diese Dienstgerichte ansässig sind.
 Also in Berlin, weiß ich nicht, meistens Oberlandesgericht. In Berlin ist es OVG, Oberverwaltungsgericht.
 Und die Besetzung wird vom Präsidium das Gerichts bestimmt, wo also dieses Dienstgericht gebildet wird. Also, das heißt, das Dienstgericht besteht immer aus Richter und Richterinnen, die dann darüber entscheiden, was mit Kolleginnen passiert.
 Genau, es gibt auch noch Bundesländer, wo da zum Beispiel auch Vertreter in den Deanwaltschaft dabei sind.
 Und wenn es eine oder zwei Sitze gibt es schon auch, aber im Grundsatz jedenfalls entscheidet nicht die Exekutive, nicht die Legislative, sondern es entscheidet die Justizelma darüber, welche Mitglieder ihrer Gewalt quasi so gesetzliche Norm verletzt haben, dass sie aus dem Dienst entfernt werden müssen.
 Und das bedeutet, dass politischer Einfluss auf solche Entscheidungen extrem schwierig ist.
 Und wie viele lange eine Parteien nicht die Mehrheit der Richterinnen und Richter dieses Obergerichts kontrolliert, an dem das Dienstgericht ansässig ist.
 Okay, also formal gibt es Ähnlichkeiten, aber praktisch ist es in Polen viel, viel politischer gesteuert, mittlerweile als das in Deutschland überhaupt nicht.
 Und dann reicht sich wieder ein interessantes Phänomen, dass man in diesem von uns schon 1.000fach gelobten Buch "How Democracy's Die", wie Demokratien zugrunde gehen, nachlesen kann.
 Damit eine Demokratie funktioniert, muss immer zweieinander zusammen spielen.
 Es muss zum einen demokratisch formal korrekte Regeln geben.
 Und es muss zum zweiten quasi einen Geist geben, eine Praxis, eine Kultur.
 Diese demokratischen Regeln mit Leben zu erfüllen. Theoretisch könnte man natürlich auch in Deutschland, Richterinnen, Dienstgerichte.
 Und dann könnte man theoretisch natürlich alle aus dem Dienst kegeln, die nicht stramm auf CDU-Linie sind.
 Aber das ist einfach völlig undenkbar.
 Also zum einen ist die Richterschaft schon nicht komplett auf CDU-Linie.
 Und zum anderen würde das auch dem Selbstverständnis aller Richterinnen und Richter zu tiefst zu wieder laufen.
 Ich würde denken sogar Menschen, das zieht du jetzt wirklich nur ein Beispiel, das kann ein Parteisausstausch beiehren.
 Ich bin mir absolut sicher, dass selbst sehr CDU-Narrichterinnen und Richter einen schweren, inneren Wienerstand dagegen hätten, Menschen aus dem Amn zu entfernen, nur weil die meintwegen Grüne sind.
 Das ist einfach in Deutschland für Richterinnen und Richter und denkbar.
 Das heißt, wir haben zum einen Regeln, die das relativ gut absichern.
 Ja, das also diese Richter-Dienstgerichte weit weg sind von Exekutive und Legislative.
 Und es gibt zum anderen eine justizielle Kultur, die da politische Einflussnahme sagen, aber nicht unmöglich macht.
 Und möglich macht aber sehr, sehr schwermacht.
 Und die politische Kultur spielt auch bei dem anderen Aspekt eine wichtige Rolle, nämlich der Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft.
 Und man gehört auch, polnische Justizminister, es ist eine Raachstaatsanwalt.
 Und kann überall reinreden, kann alle berufen und entlassen, wie es ihm beliebt je nach politischer Ausrichtung.
 Und das ist ja auch ein Punkt, der in Deutschland auch international kritisiert wird, dass die Staatsanwaltschaften in Deutschland nicht völlig unabhängig sind.
 Ja, das wird in der Tat kritisiert. Und auch da würde ich denken, vielleicht du hast das völlig richtig anmoderiert.
 Das ist im Kern, glaube ich, wirklich eine Frage der politischen Kultur, um es mal auf dem Punkt zu bringen, die Konstruktion, die es in Polen gibt.
 Generalstaatsanwaltschaft ist justizminister. Gibt es auch einen Vereinigten Staaten.
 Ja, der Attorney General ist in den Vereinigten Staaten quasi Leiter der Staatsanwaltschaften und hat zugleich quasi justizminister Funktion.
 Mit anderen Worten, da gibt es diese Trennung auch nicht so wirklich.
 Das heißt, das als solches ist nicht mal unbedingt das Problem, aber wir haben in den Vereinigten Staaten gemerkt, wenn der Attorney General als so politisch agiert,
 gibt es dagegen massivste Widerstände, einfach weil die politische Kultur da als Korrektiv eingreift an den Deutschland,
 gibt es eben diese Kritik an der mutmaßlich fehlenden Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften.
 Und dazu muss man sagen, ja, organisatorisch sind die Staatsanwaltschaften Teil der Justiz.
 Zum Beispiel müssen die meisten Richterinnen und Richter auch in ihrer Probezeit, bei der Staatsanwaltschaft arbeiten.
 Wenn der Justiz ja nicht gleich auf Lebenszeit eingestellt, sondern mit eingestellt, dann hat man so drei bis fünf Jahre Probezeit, macht verschiedene Stationen an X Gerichten.
 Und viele müssen auch malen Jahr zur Staatsanwaltschaft.
 Das heißt, also organisatorisch sind die Staatsanwaltschaften sehr nah dran an der Justiz oder an den Gerichten, werden auch vom selben Ministerium verwaltet.
 Es gibt aber nur eine Richterliche Unabhängigkeit.
 Die Unabhängigkeit der Justiz, in dem sie in Deutschland sind, sondern Richterinnen und Richter sind unabhängig.
 Für die Staatsanwaltschaften gilt hingegen theoretisch ein Weisungsrecht des jeweiligen Justizministers.
 Oder der Justiz-Sinatoren.
 Ja, musst du dir vorstellen.
 Staatsanwälte haben eine vorgesetzte, eine Abteilungsleitung.
 Dann gibt es irgendwann den leitenden Oberstandsanwalt.
 Das ist der Behördenleiter.
 Generalstaatsanwältin, da drüber, das ist Leitung der Generalstandsanwaltschaft.
 Da drüber kommt dann Justizminister oder Senator und entlang dieser Befelskette, können zu man theoretisch sagen, dass Ermittlungsverfahren gegen den Banse das stellen wir mal.
 Aber in der Praxis passiert es nicht.
 In der Praxis passiert es deswegen nicht, weil eine solche Einflussnahme, eine politische Einflussnahme auf strafrechtliche Ermittlungsverfahren politischer Selbstmord wäre.
 Wegen dieser politischen Kultur, weil das eben so etabliert ist, dass das technisch vielleicht geht.
 Aber politisch kulturell nicht angebracht ist und gegen Wind und gegen Kräfte auch mobilisieren würde.
 Ganz genau.
 Aber wegen dieser Formal tatsächlich vielen den Unabhängigkeit der Staatsanwahrschaf in Deutschland gibt es zum Beispiel Probleme beim europäischen Haftbefehl.
 Denn Europäischer Haftbefehl bedeutet ja ganz kurz zusammengefasst ein Mitgliedstaat EU, sagt keine Ahnung.
 Frankreich sagt Deutschland verhafte mal Dioden und grundsätzlich mal verlangt der ORIH für Entscheidungen über die Vollstrecke eines solchen ausländischen europäischen Haftbefehl.
 Die Entscheidung einer Zitat Justizbehörde.
 Da sagt der europäische Gerichtshof, das muss nicht unbedingt ein Gericht sein.
 Aber eine Staatsanwahrschaf in Deutschland reicht nicht, weil sie nicht unabhängig genug ist und deswegen nicht im Sinne der europäischen Normen eine Justizbehörde.
 Da kann man auf der anderen Seite aber natürlich fragen, ist das jetzt wirklich so ein Problem?
 Ich denke nein, dann muss halt ein Gericht entscheiden. Gericht entscheiden sowieso dauernd über Haftfragen.
 Da wird immerhin sieht daran nur auch die Staatsanwahrschaffen in Deutschland haben einen anderen Status und in Niederlanden zum Beispiel auch einen anderen Status als in vielen anderen.
 Denn sie sind im Sins war organisatorisch teiltiges Tiz, aber es gibt eben keine unabhängigen Staatsanwahrschaffen in dem Sinne.
 Ich fasz das mal so, dass wir zusammenzufassen, wenn man Polen mit anderen demokratisch verfassten Staaten vergleicht wie USA oder zum Beispiel auch Deutschland gibt es strukturell schon Ähnlichkeiten.
 Die sind aber nur strukturell und so wie sie aber in der Praxis ausgeübt werden.
 Es ist in Polen jetzt mittlerweile doch eine andere und viel politisch geleiteterer und inspirierterer Liga.
 Das würde ich genau so sehen, aber das macht zugleich auch deutlich, warum es so schwer ist aus europäischer Perspektive, da wirklich den Finger in die Wunde zu legen, weil es eben nicht reicht auf die Strukturen zu gucken.
 Da kann Polen sich immer wunderbar damit verteidigen und sagen, "Ghomma ja, Staatsanwahrschaffen in Deutschland sind da auch politisch kontrolliert."
 Oder in Deutschland gibt es da auch Diszippinagericht. Oder generell das Staatsanwaltschaft ist auch justizminister in den USA.
 Die Faktor. Also man kann sich, wenn man nur auf die Formagen guckt, immer wunderbar darauf zurückziehen, das ist doch alles gar nicht so ein Problem. Das Problem ist immer das Zusammenspiel aus formalen Regeln und politischer Kultur dahinter.
 Und insofern muss man glaube ich tatsächlich materiell bewerten. Also man muss quasi nicht nur auf die Normen gucken, sondern man muss im Ergebnis gucken, sind die Entscheidungen, die getroffen werden tatsächlich politisch oder sind sie neutral oder jedenfalls parteiübergreifend.
 Und das macht natürlich die Bewertung eines Justizsystems extrem schwer.
 Wir kommen zum letzten Thema für die heutige Sendung. Das ist der neue Runde im Streik bei der Bahn durch die GDL. Das Thema ist jetzt auch so ein bisschen inspiriert durch euer Feedback. Aber kurz mal zu den Fakten, die GDL, also die Gewerkschaft der Lockführer, hat eine weitere Streikrunde ausgerufen, die soll am Mittwoch, also wir nehmen sie jetzt auf morgen, mit dem Güterverkehr beginnen.
 Und ab Donnerstag, zwei Uhr in der Früh, bis Dienstag früh in der kommenden Woche soll dann auch der Personverkehr in der Bahn bestreigt werden.
 Auswirkungen, muss ich euch erzählen, viele zugewerne Ausfallen, sucht euch lieber eine Alternative rute.
 Aus euer Feedback war aber auch zum letzten Thema, als wir da so ein bisschen die rujustischen Hintergründe dieses Streiks ein bisschen beleuchtet haben, als es dann auch um die Frage ging, in welchen dieser ganzen zahlreichen 300 Bahnbetriebe hat denn jetzt welche Gewerkschaft die meisten Mitglieder und kann dem entsprechend auch mit ihrem Tarifvertrag dort bestimmen wie die Bezahlung läuft.
 Aber da hatten wir, sind gemäß gesagt, wir wissen nicht mal, ob die GDL überhaupt in irgendein Betrieb die Mehrheit hat.
 Weil das nämlich nicht so ganz einfach so gestimmen ist und zugenermaßen auch, weil wir jetzt einfach bei der Recherche nebenwo gefunden hatten.
 Aber da muss man sagen, man kann das durchaus rausfinden, deswegen an dieser Stelle die Ergänzung, selbst die Bahn sagt, dass das Tarif-Einheitsgesetz in den DB-Betrieben angewendet werden muss in den Beide-Gewerkschaften, also die Eisenbahn- und Verkehrs-Gewerkschaft
 und die Gewerkschaft deutscher Lokomotiveführer, die selben Berufsgruppen vertreten.
 Betroffen sind davon 71 der 300 Betriebe des DB-Konzerns.
 Das heißt hier gibt es diese von uns auch nörlich zitierte Tarif-Kollisionen und in 55 Betrieben, so die Bahn werden künftig ausschließlich die Regelung mit der EVG angewendet in 16 Betrieben.
 Der GDL bedeutet, wenn man sich den Pagnafen 4A des Tarifvertragsgesetzes noch mal anguckt, dass in diesen 16 Betrieben offenbar die GDL die Mehrheit stellt.
 Und selbst diese Zahlen sind ja glaube ich ein bisschen umstritten.
 Ach so, das sind die Zahlen der Bahn.
 Das sind die Zahlen der Bahn, die Gewerkschaften sagen, ja was ist das, die GDL glaube ich überhaupt, sie hätte noch ein paar mehr Betrieben die Mehrheit und so.
 Und dann fragten sich, können die Mitglieder nicht zählen?
 Warum ist denn das so schwierig rauszufinden, welche Gewerkschaften, welchen Betrieb die meisten Mitglieder hat?
 Das gibt doch Mitgliederlisten.
 Ja, ganz genau. Das ist tatsächlich überraschen kompliziert und zwar deswegen, weil die Bahn ja nicht wissen soll, wer in welcher Gewerkschaft ist.
 Weil sonst die Bahn auf die Idee kommen könnte, wir kündigen einfach im Zweifel erst mal die ganzen GDL Leute.
 Das wäre ja natürlich ein richtiger DICK-Move irgendwie, aber das könnte man natürlich theoretisch machen.
 Deswegen hat man sich ein kompliziertes Verfahren überlegt, wie man rausfindet, welche Gewerkschaft die meisten Mitglieder hat in einem bestimmten Unternehmen,
 ohne dass die Bahn oder die andere Gewerkschaft die Namen rausbekommt.
 Und dazu hinterlegen einfach die Gewerkschaften ihre Mitgliederlisten bei einem Notar.
 Die Bahn hinterlegt die Liste der Beschäftigten und dann kann der Notar abgleichen, welche Gewerkschaft hat tatsächlich die meisten Mitglieder,
 aber natürlich ohne die Namen tatsächlich offen zu legen.
 Das ist wieder ein Beleg für meine These, dass die Notare, die glaube ich Berufsgruppe sind,
 die mit den Sympels-Tentätigkeiten eine unglaubliche Kohle verdienen.
 Also sie müssen Verträge vorlesen, würde ich auch ein kriegen, sie müssen Mitgliederlisten durchzählen und vergleichen, wer hat hier mehr, wo ist die Zahl größer und ihren Stempel drunter machen?
 Es ist ein bisschen polimisch, da muss ich auch jetzt direkt reingereitschen.
 Das stimmt aber nicht. Der natürlich klingt das vorlesen eines zum Beispiel Grundstück-Kaufvertrags-Aingermaßen-Banal,
 wobei ich auch immer schon finde, also diese Zung-Akrobatik in dieser Geschwindigkeit 20 Seiten runterzurattern, das ist auch schon allerernd wert.
 Nein, aber das eigentlich wichtige daran ist ja quasi die Neutralität.
 Die Notare sind ja quasi wie eine Behörde, die werden ja nicht privat rechtlich tätig, sondern hoheitlich,
 weil sie eben neutral sein müssen, weil sie zum Beispiel auch Geldwäsche Verdachts anzeigen machen müssen,
 wenn da jemandem im Sticken schwarzen Koffer ankommt.
 Vor allem aber ist das komplizierte an der Nutarieinthätigkeit die Vertragsgestaltung.
 Also ein Standardkaufvertrag kann es ja als Formular quasi verwenden, aber es gibt ja immer wieder Spezialsituationen,
 wo es dann doch ein bisschen komplizierter ist, wenn zum Beispiel keine Ahnung der Kaufpreis auf eine bestimmte Weise verteilt werden soll,
 oder wenn vorher noch alte Sicherheiten abgelöst werden müssen irgendwelche Hübutiken müssen raus aus dem Grundbuch und so.
 Da kann schon eine ganze Menge Schiefgehen, da muss man sich sehr genau überlegen, wie man das gestaltet und Vertragsgestaltung ist nicht so einfach,
 an der ich mir mein kleiner, kleiner Offenlegung, also ich hätte in meinem zweiten Staatsexamen,
 die mit Abstand schlechte Klausur in Vertragsgestaltung geschrieben.
 Also mit Armborden verdienen ihr Geld schon zu Recht.
 Was sich an dieser Stelle zum Thema Feedback auch nachsagen wollte, wir haben eine Zuschrift bekommen von einem Menschen,
 der gesagt hat, er hat mal in verantwortlicher Position im Vorstand der GDL gearbeitet,
 offene Ansage, wir können das nicht prüfen, ob der da wirklich gearbeitet hat, aber die Mail klang und so,
 an wegen so ein paar Insider-Informationen, als wüsste dieser Mensch wirklich Bescheid, und er hat ausdrücklich bestätigt, dass unsere Annahme aus der vergangenen Woche,
 dass ein Calcule der GDL ist, dass sie halt einfach möglichst gute Verträge raushandeln wollen, damit eben die Tarifeinheit nicht zum Tragen kommt,
 wer sich für Details interessiert, voller zu fordern.
 Dass dieses Calcule tatsächlich das Calcule der GDL ist.
 Das ist also nicht nur unsere Idee, wir haben da, wir sind auf diese Idee gekommen, als wir den vier Arten-Tarifvertragsgesetz gelesen analysiert haben.
 Diese rechtliche Möglichkeit nutzt, die GDL tatsächlich.
 Darum geht es denen mit anderen Worten, man muss das schon verstehen, dass sie einfach um ihre Existenz kämpft und deswegen die ihr eingeräumte Möglichkeit nutzt.
 Zweiter Ergänzung an der Stelle, diese Möglichkeit, dass die Tarifeinheit nicht zum Tragen kommt, wenn eine Berufsgruppe eben mit der kleinen Gewerkschaft Sonderkondition ausgarnet hat,
 die standen nicht immer drin, sondern die beruht auf einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts.
 Das heißt, das war ursprünglich nicht die Idee, das ist also ganz interessant, als dass die Tarifeinheit geregelt wurde.
 Da gab es die Radikallösung ohne Hintertür, die wahrscheinlich funktionieren würde, indem sind wir, dass die GDL dann mittelfristig raus wäre, mit Ausnahme von 16 Unternehmen.
 Aber diese Radikallösung ist vom Bundesverfassungsgericht rausgeschmissen worden.
 Das hat quasi zu dieser Hintertür gezwungen.
 Und nun ist die Tarifeinheitsregelung weitgehend ausgehebelt, weil es jetzt einfach einen starken Anreiz gibt für die kleine Gewerkschaft Sonderlocken für ihre Leute rauszuhandeln, denn dann gilt die Tarifeinheit einfach gar nicht.
 Das war es für diese Woche.
 Wir danken euch für's Zuhören, für euer Interesse, für eure Geduld, für euer Durchhaltevermögen.
 Wieder eine lange Folge geworden, wenn euch das zu lang ist und ihr eine Kurzfassung hören wollt, dann schließt ein Abo-Abbaib+-Punkt-Lager der Nation.org.
 Wie gesagt, rund um die Hälfte eingedampft und genauso pick-e-Packe-Informativ.
 In diesem Sinne würde ich sagen, das war es für die Sauer, wir hören uns demnächst schon wieder.
 Genau, wir haben in dieser Woche zwei Folgen, weil wir in den letzten Wochen in Anführungsstrichen nur eine Interview vorgehalten.
 Freisag gibt's schon die nächste Lage, wir wünschen euch mit dieser trotzdem ganz besonders viel Spaß und grüßen euch bis bald.
